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Der Heimatdienst

Hindenbura als Mensch und Führer
Hindenburg gehört durch die Wurzeln seiner Herkunft und durch

die jugendliche Prägung seines Charakters einer Epoche an, die un-

vergänglich dem Heldenbuch des deutschen Volkes einverleibt ist.
DSeine Entwicklung zur höchstenReife vollzog sich in einem halben
Säkulum, dessen geschichtsbildende Leistung nicht konservativ, sondern
durch einen neuen fortschrittlichen Optimismus sangekurbelt war.

Er selber aber blieb ein Mann der Beharrung, der sich von den

Ursprünsglichkeiten seines Daseins und von den Deutungen des Ge-
wordenen auch auf Grund seiner späteren reichen Erlebnisse und Er-

fahrungen nicht entfernte. Seine Heimat und sein Vaterland, das
alte Preußentum, hatte er noch als organische Einheit erlebt; als
der nationaldeutsche Gedanke in organisierten Einigungen seinen .

Aufschwung nahm, behielt er seine geschlossene und einfache
Vorstellung von Staatlichkeit und Volkstum bei. Es ist also
ganz falsch, wenn man ihn als einen Kompromißler betrachtet, der

sich veränderten Lagen taktisch anzupassen wisse. Er ist in ungleichen
öffentlichen Verhältnissen immer der gleiche geblieben bis auf den

heutigen Tag. Uns Krisenmenschen von 1952, die nach so vielen
neuen Medikamenten greifen müssen, um den Einklang mit dem

reißenden Zeittempo zu behalten, fällt es daher schon schwer, die
lapidare Erscheinung Hindenburgs voll zu erfassen. Sein Antlitz
steigerte sich uns zum Symbol, seine Lebensführung in Selbstzucht
und Güte wursde zum Vorbild, aber die Nachfolge in seinen Spuren
blieb einem schwächerenGeschlecht schon vielfach versagt.

Vielleicht möchte unser Volk
in eine Lebensregion steuern,
die den hindenburgischen Anfän-
gern näher benachbart ist als die

Wechselwirbel, durch die un-

sere jüngeren Generationen

hindurch mußten. Man kann

zwar niemals Zustände der

Vergangenheit zurückrufen, wohl
aber weltanschauliche Haltun-
gen zurückerwerben,deren sitt-
liche Wirksamkeit sich heilsam
bewährt hat. Wenn sich viele
Millionen deutsche Menschen,
die alle guten und schlechten
Errungenschaften unseres jüng-
sten Zseitalters durchkostet
haben, Hindenburgs Führer-
tum für das Deutsche Reich
weiterhin sichern wollen, so
muß das einen tiefen realen
Grund haben. Aus einer

sbloßen politischen Konstella-
tion ließe sich ein solcher
Wunsch nicht erklären. Man
sehnt sich eben in Zeit-en der

Entwurzelung nach einem Men-

schen, der noch Wurzeln hat.
Wir vernehmen jetzt so oft das Schlagwort von der Autarkie

und meinen damit zumeist die nationale Selbsthilfe auf dem Gebiete
der Wirtschaft. Hindenburg ist autark, alle Fassern seines Wesens
wuchsen in ldeutschem Boden, und.sein Leben war ein einziger Dienst
an der Zusammenfassung unseres ureigenen Bestandes, an der Ab-

wehr auseinanderstrebender und zersetzender Strömungen. Wenn er

zur Volksgemeinschast mahnt, so ist das keine Vokasbel aus dem Lexi-
kon der Parteien, sondern die seelische Summe seines Wollens und

seines Tuns.
·

·

Aus seinem Elternhause her, aus seinem altpreußischenSol-«
datentum bringt er jenen Geist patriarchalischer Gemeinschaft her,
den wir im Zeitalter Wilhelms II. großenteils verloren hatten und -

der in den Anfängen »der Repusblik vielen als veraltet erschien. Aber

gerade in Jahren äußerster Not und zerreißender Zweifel lernen

wir wieder ahnen «
und einsehen, daß unsere Verbundenheit im

Schicksal nicht auf formulierten Verträgen und gesetzlichen Doku-
menten beruht, sondern auf einer Gemeinschaft, deren Kern weit

hinter aller statutenhaften Satzung liegt. Die Schwertmänner, die

seine Väter waren, bildeten zugleich die oberste Bauernschaft und
das Treuhändertum des norddeutschen Landes. Aus den Sippen,
die einen von Natur wenig befestigten Raum zu einem starken Staat

umschufen, erstand die Verantwortung nicht als Schematismus der

Pflichten, sondern als lebendiges Gut. Wir wollen uns nicht ver-

heimlichen, daß diese Schicht allertreuester Schildhalter ziemlich zer-
schmolzen ist, aber wir wissen, daß in Hindenburg das Allgemein-

gültige
und Zeitlose dieser Gesinnung fortbesteht.

ehr lange, ehe er als Würdenträger Kundgebungen zu erlassen
hatte, nämlich sechszigJahre früher, hat der zehnjährige Paul von

Hindenburg vor seinem Eintritt ins Kadettenkorps eine Proklama·
tion verfaßt, die schon die entscheidenden Züge seiner Persönlichkeit
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Reichspräsidentvon Hindenburg
auf einem Spaziergang im Pakt des Neichopräsidentenpalais mit seinen Entelkindern

vorwegnimmt Mit ungeübter Hand schreibt er sein »Testament«;
die Spielsachen verteilt er darin an Bruder und Schwester. Er ver-

fügt, daß sein Bruder für einen armen Mitschüler eine Frühstücks-
. semmel mitnehmen soll, was er bisher getan hat. Durchdrungen

von dem Ernst und der Würde seiner Niederschrift, fügt er seiner
Unterschrift die Worte hinzu: »Daß ich dieses wahr- und wahr-
lfaftig geschrieben habe, bestätige ich hiermit.« Und dann formt er

auch noch gleich sein Lebensmotto an den Rand: ,,Rsuhe und Frie-
den bitte ich mir für immer aus«

Allerdings hat ihm das Leben weniger Ruhe und Frieden zu-
teil weriden lassen als den meisten seiner Mitmenschen. Kaum der

Schule entwachsen, zieht er in Krieg und Verwundung nach König-
grätz. Ein paar Jahre später reitet er als Adjutant durch das

Mitrailleusenfeuer vor Metz. Die Gründung des Deutschen Reiches
begrüßt er mit gezogen-em Säbel im Spiegelsaal von Versaillcs.
Dann gibt es zwar für ihn einen langen Frieden, aber eine rastlose
Arbeit. Er be eugt selber, daß ihm als Generalstäbler durcharbeitete
Nächte keine eltenheit waren. Als er dann seine Lebensmission
beendet glaubt, wird er ganz unerwartet von seinem Ruhesitz in die

Weltgeschichte berufen. Zum Lorbeer des Feldherrn erwirbt er sich
die menschliche Verehrung als Volksliesbling. Jn den Gewittern der
Revolution erweist er sich als der treue Eckehard des riesenhaften
Heerkörpers, der von der Verzweiflung bedroht ist. Der Siebzig-
jährige bittet sich wie der Zehnjährige Ruhe aus, und seiner soldatens
väterlichen Autorität gelingt auch im Zusammenbruch der alten

Ordnung die Verhütung des

Schlimmsten. —- Sechs Jahre
vergehen, der Jnflationsschrecken
ist vorüber, aber der Neubau

längst noch nicht vollendet.

Deutschlands Zukunft scheint sich
zu erhellen, aber der Aufstieg
kann sich noch als trügerisch er-

weisen. Man ruft den ehrwür-
· digen Greis in sdas höchsteAmt.

Er nimmt die Bürde auf sich,um
der nationalen Versöhnung zu
dienen. Ein Volksteil bekennt

sich nur mit Zögern zu seiner
neuen Sendung als pater pa-
triae; später geraten andere

Volksgruppen in Zweifel dar-

über, ob er noch immer der er-

korene Mentor auf dem Wege
zu äußerer Freiheit und innerer

Sozialkrast sein soll. Aber es

ist eben das ewige Los aller

hochragenden Gebieter und Re-

präsentanten, daß sie nicht
immer Ausdruck für die Seelen-

regungen einer Gesamtheit sein
können. Man braucht sichdeshalb
nicht über wetterwendischeGunsts

launen innerhalb der Volksmassen zu beklagen. Die Naturgesetze
des öffentlichen Lebens gestatten keine innerpolitische Gleichgewichts-
lage von längerer Dauer. Wenn ein Heilungsprozeß sehr viel Zeit
braucht und von gefährlichen Rückschlägen begleitet wird, so halten
viele Nervenleitungen die Überlastungnicht aus. Aber der besonnene
Arzt wird nicht zu Eisenbartkuren greifen, mag auch der verstörte
Patient gerade danach heftig verlangen.

Hindenburg will mit Ruhe und Frieden kurieren. Er will den

Weg des Abenteuers vermeiden, den gerade heute viele für den ein-«
fachen halten und in dem sie die reale Lösung sehen. Er aber hat
sich niemals für«Experimente entschieden, und wenn schon das Be-

ginnen und seine Ausführung ein Wagnis ist, so soll man nach
Hindenburgs alter Devise nicht während der·Operationen die Pläne
ändern. Nach dieser Methode hat er einst Tannenberg gewonnen,
indem er sich die stoßartig plötzlichen Besserwissereien während der
Aktion verbat. Man solle, so hat er sich damals geäußert, ihn nie-
mals zeihen dürfen, durch Kopflosigkeiten besiegt zu sein, wenn die

Fügung seine Niederlage wolle.

Einen Aufbriuch, dessen Ziel beim Kommando nicht zu über-

sehen ist, hält er für chaotisch; er glaubt also die höchsteDisziplin
darin zu sehen, daß man sich von leidenschaftlichen Verlockungen
fernhält. So ist er, nehmt alles nur in allem, das Gegenteil eines
Revolutionärs. Die preußischeGeschichte, aus deren staatssozialer
unsd biedermännischer Atmosphäre er hervorgegangen ist, ist durch
Rebellion und Umsturz niemals geschmiedet worden. Sie stand
unter der friderizianischen Parole, man müsse die Ohren steif
halten. Eine solche Starrheit kann gewiß ihre Nachteile haben-
wenn sich wie heute die nationalen Schwierigkeiten in einer nahezu
babylonischen Verwirrung auftürmen. Aber noch hat die deutsche
Artung und die deutsche Lebensgeschichte niemals erwiesen, daß der
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Rausch mächtiger gestalten könne als das gutgeschnittene Maß von

wohlüberlegter Klarheit des Hirns und Ausdauer des Herzens.
Man soll zwar in Zeiten, da alle Überlieferungen unsicher ge-

worden sind, niemals das Zukünftige hartnäckig prophezeien wollen,
sicher aber ist, daß Hindenburg eine politische Reise ins Phantastis
sche, und wäre sie noch so heroisch inszeniert, niemals antreten kann

und niemals antreten wird. Darum scharen sich um ihn alle, die

ihr Vaterland durch Reform-en retten wollen und den Bruch mit den

Zwangsläufigkeitenunseres schweren Weges ablehnen. Hindenburg
wird denen, die unser von Krisenstürmen durchspeitschtes Land durch
radikales Verhalten aus iden Niederungen von Arbeitslosigkeit und

Wehtschwäche herausheben . wollen, ihren Patriotismus nicht ab-

sprechen,aber er wird sich nicht Maßnahmen aufdrängen lassen, die
eine Lotterie ums Letzte bedeuten.

Als ihn vor zwei Jahren sein Gewissen zwang, dem Haager
Reparationsplanzuzustimmen, hat er das nur unter schweren vater-

IcmdischenBedenken getan, ohne Rücksichtenauf die schmerzhaften
seelischen Wunden, die ihm der Widerspruch der Draufgänger zu-

fügte. Inzwischen hat ihm die Selbstbewegung der weltwirtschafti
lichen Schwerkräftebestätigt, daß Unerfüllbares auch von den Gläu-

bigern als unerfüllbar anerkannt werden mußte, die damals davon

nicht im voraus zu überzeugen waren. Diese Strategie ohne Aben-

teuer erwies schrittweife ihren Sinn. Was morgen geht, geht heute
nicht, und was gestern unmöglich war, ist heute schon da. Wenn

die gegenwärtigen Zustände in Deutschland gegen die natürlichen
und organischen Lebensrechte einer erschreckendgroßen ahl unserer
Volksgenossen verstoßen, so ist damit zwar ein tragis er Konflikt
festgestellt, aber nichts gegen Hindenburg bewiesen. Über Idee und

Umfang seines Wirkens werden die Hauptbücher der deutschen Ge-

schichte einmal auf jeden moralischen und staatspolitischen Heller und

Pfennig Auskunft geben. Aber Deutschland, wie es war und ist,
bucht schon längst für ihn moralische, staatspolitische und wehrhafte
Aktivposten seitenlang, während die Befürworter anderer Rechnungs-
systeme noch auf Kredit leben.

Ein großes Volk, sdas leben will unsd leben wird, obwohl ihni
eine Welt fremder Gewalten das Leben wiederholt nicht mehr
gönnen wollte, nimmt sich zu seinem Mentor immer Jen, den es

braucht. Wenn ein altes Volk wie das der Deutschen politisch noch
so jung ist, so kann es zwar Fehler begehen, aber nicht die Männer

entbehren, die ihm Reife in Gesinnung und Tat vor-gelebt haben.

Die Neun-ahldes Keichspräfideiiteii
v

,Von Ministerialrat Dr. Georg Kaiseiiberg

» Am»5.Mai 1932 geht die siebenjährigeAmtsperiode des Herrn
Reichsprafidenten zu Ende. Damit ergibt sich die Notwendigkeit, die

Neuwahlfdes Reichspräfidentenso zeitig vorzubereiten, daß am

s. Mai ein Reichsprasident— neu gewählt —-

zur Übernahme des
Amts vorhandenist; Während der Wahltag für eine Reichstags-
wahl vom Reichsprasidenten bestimmt wird, wird der Wahltag für
die Prasidentenwahlvom Reichstag festgesetzt.

Die Entscheidung über den Wahltag ist gefallen. Ent-

sprechenddem Vorschlag des für die Durchführung der Wahl zu-
ftandigen und parlamentarisch verantwortlichen Reichsministers des
Innern hat der Reichstag als Wahltag für die Reichspräsidenten-
wahl Sonntag, den 13. März, bestimmt. Nach dem präsidentens
wahlgesetzist zum Reichspräsidenten gewählt, wer mehr als die
Halfte aller gültigenStimmen erhalten hat.
die absolute Stimmenmehrheit. Wird eine solche nicht erreicht, so
findet ein zweiter Wahlgang statt. Bei diesem ist gewählt, wer die«
meisten gültigen Stimmen, wer also die relative Mehrheit er-

halteä
hat. .

ur. Vorbereitung der Wahl ist eine ausrei ende eit a

erforderlich. Zwischen erstem und einem zweiteiihWathangspnkitilfg
eine Frist von etwa drei Wochen liegen. Zwischen einem zweiten
Wahlgangund demAmtsantritt des neugewählten Reichspräsidenten
muß gleichfalls eine ausreichende Frist liegen, um das Wahlergebnis
festzustellenund durch das Wahlprüfungsgericht prüfen zu lassen.
Wahrend der osterlichen Zeit, also vom Palmsonntag bis zum ersten
Sonntag nachOstern, kann eine Wahl nicht stattfinden. Das ver-

bietet die Rücksichtauf die religiösen Bedürfnisse weitester Volks-
kreise. Der Palmsonntag scheidet im Hinblick auf die evangelische
Kirche aus; der erste Sonntag nach Ostern ist in den katholischen

«

Reichsteilen der «Tagder Erstkommunion, der »Weiße Sonntag«.
So vergebensich aus der Wahltechnik wie aus der Kalenderlage

zwangslaufig Sonntag, der Is. März, für den ersten Wahlgang und
onntag, der lo. April, für einen etwaigen zweiten Wahlgang-

Das sind nach dem Kalender die lei en Sonnta

Ostern»wiebei derPräsidentenwahlgigg.
ge vor Und nach

«

Fur die Reichstagswahl1924 wurde der amtliche Stimmzettel
eingeführt. Auf ihm werden die Wahlvorschläge der einzelnen
Parteien unter Angabe der Parteibezeichnung und der Namen der
ersten vier Bewerbermit Ordnungsnummer aufgeführt. Um die Ver-

geudungeinhfeitlicher amtlicher Stimmzettel bei der

Reichspras idente nw ah l zu ermöglichen,ist auch für die

d
eichsprafidentenwahldurchGesetz vom 13. März 1925 das S Y st e M

iii
r W a h l v o r lage eingeführt worden. Für die Aufstellung
f»0chexWahlvvrschlagegibt es zwei Möglichkeiten. Die eine Mög-
lichkeit bestehtdarin, daß der Wahlvorschlag von einer Wählergruppe
ausgeht,die bei der letztenReichstagswahl einen Reichswahlvorschlag
eingereichtund auf-die angeschlossenen Kreiswahlvorschläge minde-
stens eine halbe Million Stimmen erhalten hat. Die andere Ein-
reichungsart ist die, daß der wahivokschiag von mindestens 20 ooo

"

Wählårnzunteåzeichåiket
wird.

ei er ei spräsidentenwah11925 ind die Wa l-

vorschlagevon den politische-n parteien aussgegangenaka
von Wahlergruppen,die bei der letzten Reichstagswahl Reichswahls
vorschlage eingereichthatten. Beim zweiten Wahlgang hat General-

feldmarschallvon Hindenburg als Anwärter des Reichsblocks

Ln
dem die Rechtsparteien zusammengeschlossen waren, Reichs-'

anzler a. D. Marx als Anwärter des Volksblocks (Sozial-

Entscheidend ist also —

demokraten, Zentrum und Demokraten) kandidiert. Die beiden

Wahlvorschläge waren für die zu Blöcken vereinigten politischen
parteien von einer zentralen Stelle eingereicht worden. Die Kandi-

datur der Kommunistifchen partei, des Abgeordneten Thälmanii,
war gleichfalls von der partei eingereicht worden.

Für die Reichspräsidentenwahl 1932 ist die überparteiliche
Kandidatur des gegenwärtig amtierenden Herrn Reichspräsidenteii,
des Generalfeldmarschalls Paul von Hindenburg zustande
gekommen. Dieser Wahlvorschlsag geht nicht von Wählergruppen
aus, die bei der letzten Reichstagswahl einen Wahlvorschlag einge-
reicht hatten. Die Unterschriften für den Wahlvorschlag mußten
daher gesammelt werden. Für die Unterschriftensammluiig hat der

unter Führung des Oberbürgermeisters Dr. SahmiBerlin stehende
Hindenburg-Ausschußdie Unterstützung der presse erbeten und er-

halten. Der Wahlvorschlag Hindenburg ist inzwischen be-

reits beim Reichswahlleiter eingereicht worden. Als weitere Kandis

datur ist bisher die des Oberstleutnants a. D. T h e o d o r D u est e r-

berg in Halle a. d. S., des 2. Vorsitzenden des »Stahlhelms«, be-

kanntgeworden. Diese Kandidatur wird getragen von der Deutsch-
nattonalen Volkspartei und dem Stahlhelm. Ferner steht fest, daß
die Kommuniftifche Partei, wie im Jahre 1925, den kommunistischen
Reichstagsabgeordneten Ernst Thälmann in Hamburg als Anwärter

benennen wird. Als Kandidat der Nationalsozialistischen Deutschen
Arbeiterpartei ist deren Führer, Adolf Hitler, benannt worden.

Gewählt wird nur mit amtlichen Stimmzetteln, auf
denen die einzelnen Anwärter mit Vor- und Zunamen, Stand oder

Beruf und Wohnort aufgeführt sind, und zwar in Feldern unter-

einander. Die Reihenfolge von oben nach unten richtet sich nach
dem Alphabet Rechts von dem Felde eines jeden Anwärters ist
ein runder Kreis, schwebend in einem Viereck, an ebracht zur Auf-
nahme des Stimmvermerks. Die Stimmab ga e erfolgt derart,
daß der Wähler durch ein auf den Stimmzettel gefeiztes Kreuz oder

auf andere Weise kenntlich macht, welchem Wahlvorschlag er seine
Stimme gibt. Wenn auch jeder Stimmberechtigte in der Art der

Einzeichnung freie Hand hat, so empfiehlt es sich, zur Vermeidung
der Gefahr einer Ungültigerklärung und im Interesse der Ver-

einfachung des Feststellungsverfahrens die Kennzeichiiung in der

Weise vorzunehmen, daß der Wähler in den Kreis des An-

wärters, dem er seine Stimme geben will, ein Kreuz setzt.
Es ist auch zulässig, daß der Wähler seine Stimme für eine

nicht vorgeschlagene Person abgibt. Zu diesem Zweck istauf den

amtlichen Stimmzetteln unter den Feldern für die zugela senen An-

wärter ein besonderes freies Feld —- ohne Kreis — angebracht, in

das der Stimmberechtigte einen sonstigen Anwärter eintragen kann,
wenn er keinem der Vorgefchlagenen seine Stimme gebenwill. Die

Abgabe der Stimme für nicht zugelasseneAnwärter ist praktisch ohne
Bedeutung und führt nur zur Zersplitterung der Stimmen; denn bei

der präsidentenwahlkann nur ein Anwärter Aussicht auf Erfolg
haben, hinter dem große Volksmassen stehen.

·

.

Wählen kann nur, wer in die Stimmliste oder Stimmkartei
seines Wohn- oder Aufenthaltsortes eingetragen ist oder wer einen
Stimmschein sich rechtzeitig hat ausstellen lassen. Zur Vermeidung
des Verlustes des Wahlrechts empfiehlt es sich daher, daß jeder
Wähler die Stimmkartei oder Stimmliste wahrend der Aus-

legungsfrift einsieht oder durch eine zuverlossigeVertrauens-
person einsehen läßt. Die Stimmkarteien und Stimmlistenwerden

in- der Zeit vom Z. bis S. März bei den Gemeindebehorden aus-

«
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gelegt. Die Gemeindebehörde kann die Auslegung schon früher
beginnen lassen. Jn jeder Gemeinde wird die Auslegungsfrist, d. h.
die Zeit, während der die Stimmkarteien und Stimmlisten zu
jedermanns Einsicht ·ausliegen, ortsüblich durch Plakatanschlag, durch
Anschlag an der Gemeindetafel, durch Bekanntmachung in der Lokal-

presse, in kleinen ländlichen Gemeinden auch durch Ausrufen bekannt-

gemacht. Versäume jedenfalls keiner, die Stimmlisten einzusehen
oder durch eine vertrauenswürdige Person einsehen zu lassen.

Wer am Wahltag verreist ist, muß sich bei der Gemeindebehörde
seines Wohn- oder Aufenthaltsortes rechtzeitig einen Stimm-

s chein ausstellen lassen, mit dem er berechtigt ist, in jedem be-

liebigen Orte innerhalb des Deutschen Reiches abzustimmen.

Gewählt kann nur am Abstimmungstag werden, und zwar nur

während der Abstimmungszeit. Die Abstimmungszeit be-

ginnt beim ersten Wahlgang um 9 Uhr vormittags und schließt um

6 Uhr nachmittags, Jn kleinen Gemeinden mit weniger als 1000 Ein-

wohnern kann die untere Verwaltungsbehörde (in Preußen der

Landrat, in Bayern das Bezirksamt, in Sachsen die Amtshaupti
mannschaft) eine kürzere Abstimmungszeit für die einzelnen Ge-
meinden a.nordnen. Diese gekürzte Abstimmungszeit muß aber

mindestens sechs Stundensumfassen und darf nicht später als 11 Uhr
vormittags beginnen und nicht vor 4 Uhr nachmittags schließen.

Wahlrecht ist Wahlpflichtl Versäume keiner, seine oberste
staatsbürgerliche Pflicht am 1Z. März zu erfüllen!

Bankenreform
Von Regierungsrat Horwitz

Die Reorganisation der deutschen Großbanken zieht die Bilanz
aus den Ereignissen, die sich seit 172 Jahren vollzogen haben, ins-

besondere aus der starken Rückziehung der kurzfristigen Kredite des

Auslansdes, die zunächst im September 1950 einsetzte und nach einer

Pause von etwa einem halben Jahr im Mai und den folgen-den
Monaten des Jahres 1931 noch über die Katastrophe hinaus an-

gedauert hat.
Es ist das erstemal in der Geschichte des Wirtschaftslebens,

daß in diesem Umfange Kapital einer Volkswirtschaft entzogen
wurde, und daß die einzelnen Gläubiger sich nicht auf die Rück-

rufung ihrer Kredite von einzelnen Jnstituten beschränkt,sondern
ihre Rückrufung auf die einem ganzen Banksystem gegebenen Kre-
dite ausgedehnt haben.

Es ist und war von jeher ein anerkiannter Grundsatz, »daßeiner

plötzlichen Rückrufung von Kreditsummen großen Ausmaßes kein

Bankunternehmen gewachsen sein kann. Besonders schwer mußte
sich diese Rückwirkung in Deutschland auswirken. Der deutsche
Kapitalmangel, durch Abfluß von Mitteln zur Zahlung politischer
Schulden ständig wacherhalten, hatte zu einem hohen Zinssatz ge-
führt, und dieser wiederum hatte kurzfristige Gelder ins Tand ge-
zogen. Jn der Erwartung spä-
terer Konsolidierung waren diese
Gelder, zum großen Teil mit
Kenntnis der Gläubiger, an die »Diesenterung der Grase-danken

gelassen haben. Es ist auch nicht etwa so, daß die großen Arbeiten,
die in der Zwischenzeit »aufdem Gebiete der inneren Reform und
der Klärung der Reparationsfrage eingeleitet worden sind, die end-

gültige Regelung aufgehalten hätten. Vielmehr setzte diese voraus,«
daß die Banken in eine umfassende Prüfung ihrer Gesamtlage und

ihrer einzelnen Kunden eintraten, eine riesenhafte Arbeit, die nun-

mehr in ihren großen Linien als beendet angesehen werden kann.

Außerdem wiar notwendig, daß eine —- wenn auch nur provisorische
— Regelung der kurzfristigen Schulden an das Ausland stattfand,
wie sie neuerdings erfolgt ist. Die Regierung hat endlich geglaubt-,
entscheidendes Gewicht darauf legen zu müssen,daß alle vier Groß-
banken am selben Tage mit einer offenen Darlegung über den Stand
ihrer Verhältnisse herauskommen, und daß gleichzeitig nach er-

folgter Bereinigung die Neukonstruktionen bekanntgegeben wer-den.
It

Es gibt keine Kreditbank, die ein dem vorjährigen Abschluß
annäherndes Erträgnis-aufweisen kann. Die meisten haben in ihren
Bilanzen große Verluste aufzuweisen. Die Deckungerfolgt durch
Herabsetzung des Kapitals (Einziehung eigener Aktien, Zusammen-
legung außenstehenderAktien) und Inanspruchnahme der Reserven.

Jn einigen Fällen reicht, wenn

eine gründliche Säuberung der

Bilanz vor-genommen wer-den

.soll, auch das noch nicht aus.

Wirtschaft ausgeliehen und von

ieser zur Jnvestition in Iang-
fristigen Anlagen verwendet wor-

Ka i ital u. Reserven. in Millionen Du

Hier wird das Reich bei einzel-
nen Banken Schatzanweisungen
einlegen, die im Taufe der Jahre
aus den Gewinnen zu tilgen
sind. Außerdem hat das Reich-
sich bereit erklärt, Schatzanwei-

den. Wie wir heute, nachdem »-
sich ldiese Konsolidierung als Wnesdnk ZZ
nicht möglich erwiesen hat, rück- undDSkOMO-"Eessen
blickend erkennen, war manche Ocssliscllsss III
dieser Akusleihung ein Fehler.

-

«

es
«

Viele Jnvestitionen, die zur Zeit
ihrer Vornahme einem vernünf-

"«

»
tigen Bedürfnis entsprachen, s» Dresdner- gZ
haben sich durch die Verminde- und M -

LZ ,

rung des Absatzes infolge einer Ban II
« Weltkrise von ungeahntem Aus- i. Es
maß sals Fehlinvestitionen her- Z

ausgestellt. Wäre Deutschland
eine ruhige, allmähliche Abwick- commcfzs
lung dieser Kredite von vornher- Mququ
ein ermöglicht worden, so wären
der Bankzusammenbruch im Juli
1931 sund die in seinem Verfolg

nochqyoroler
öanseruno

Bankverein
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sungen zur Bildung von Reser-
ven zur Verfügung zu stellen;
auch diese Beträge müssen aus

Kapitalanlageder

künftigen Gewinnen getilgt
werden. — Die durch die Kapi-
talzusammenlegung und Ein-

ziehung von Aktien zu klein ge-
wordenen Bankkapitalien werden
in der Weise erhöht, daß -die
Golddiskontbank vorübergehend,
d. h. bis zu dem Zeitpunkt, in
dem privates Kapital wieder zur
Verfügung steht, Aktien über-

- nimmt. Der Golddiskontbank
werden die Mittel hierzu dadurch

Kapitaleinloqedes

xneu ousgeqebenes kapitol uka

eingetreten-en Kreditverkürzuns
gen und Schrumpfungen der

Wirtschaft gar nicht oder sicher nicht in diesem Umfang eingetreten.
Dabei soll gar nicht beschönigtwerden, daß auch hier Schuld und

Schicksal zusammengewirkt haben.
Am 1Z. Juli 1931 stellte dann die Danatbank die Zahlsungen

ein. Schon am, gleichen Tage wurde klar, daß auch die anderen
Banken dem Ansturm der saufgeregten Kunden in den nächstenTagen
erliegen würden. Bankfeiertage wurden daher angeordnet. Bevor
die Banken wieder eröffnet wurden, ist die Dresdner Bank rekon-

struiert worden. Daß die Wiedereröffnung der Banken im übrigen
schon am 5. August 1931 möglich war, obwohl ungeheure Schwie-
rigkeiten und Widerstände zu bekämpfenwaren, und daß sie so ruhig
verlaufen ist, ist ein tröstliches Zeichen dafür, daß in Stunden der

Gefahr in unserm aufgewühlten sund zerrissenen Volk der gesunde
Sinn und eine klare Erkenntnis der Gefahren und Rotwendigkeiten
sich durchzusetzen wissen.

Es ist gelungen, mit dem vorläufig rekonstruierten Bankwesen
bis heute zu arbeiten, ohne daß sich erneut irgendwelche ernstlichen
Gefahren bemerkbar gemacht hätten. Es versteht sich von selbst,
daß Regierung und Reichsbank seit der Wiedereröf nung der Banken
das Problem ihrer endgültigen Rekonstruktion ni t aus dem Auge«
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zugeführt, daß sie ihr Kapital
. erhöht. Die neuen Aktien der

Golddiskontbank werden von der Reichsbank übernommen, und

zwar mit Mitteln, die sie aus Ersparung der Notensteuer gewinnt.
s-

Um nur die wichtigsten Punkte der Banken-Reorganisation
hervorzuheben: Eine besonders große Finanztransaktion stellt die

Vereinigung Danat-Dresdner Bank dar. Es war zu
überlegen, ob man die Dan atb ank selbständig erhalten oder mit
einem anderen Institut verbinden sollte. Nach reiflicher Über-
legung ist die Fsusion als das zweckmäßigsteerkannt worden. Eine
Wiederaufrichtung der Danatbank hätte zum mindesten ebenso große
Mittel erfordert wie die Fusion. Es wäre aber dann nicht möglich
gewesen, die unbedingt notwendige Rationalisierung im Bankwesen
durchzuführen,unsd es wäre ferner nicht möglich gewesen, die Reichs-
garantie abzubauen.

Die Stammaktien der Dresdner Bank wer-den im Ver-

hältnis von 10 : Z, die Vorzugsaktien im Verhältnis von Z : 2 zu-
sammengelegt. Die hierdurch erzielten Buchgewinne werden noch
dadurch erhöht, daß das Reich der Dresdner Bank 48 Millionen Vor-

zugsaktien zur Verfügung stellt, die die Golddiskontbank mit einem

Agio von etwa 5 v.H. übernimmt. Die im freien Verkehr befind-
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lichen Aktien der Danatbank wer-den in der Weise gegen Aktien der
Dresdner Bank umgetauscht, daß auf 10 000 Danataktien 3000

Dresdner entfallen. An bar-en Mitteln fließen der Dresdner Bank
etwa 65 Millionen neu zu. Außerdem erhält sie in sehr erheblichem
Umfange Schatzanweisungen zur Bildung der gesetzlichen Reserve
und für Ausgleichsreserven. Kapital und gesetzlicher Reservefonds
zusammen werden 250 Millionen betragen.

Es ist insbesondere Vorsorge getroffen, daß die Liquidität unter
allen Umständen gesichert ist.

Der Abbau von Angestellten wird in schonender Weise vor-

genommen werden. Dabei soll ein Teil der DanatbanksAngestellten
auf die Dresdner Bank übernommen werden. Für die, die ent-

lassen werden müssen,wird in erheblicher Weise durch Aibbaugelder
vorgesorgt werden. Dias Reichsfinanzministerium hat dafür 20 Mil-
lionen RM. zur Verfügung gestellt. -

t·

Eine weitere Fusion betrifft den Barmer Bankverein
und die Commerzbank. Es ist nicht richtig-, daß dieser zu-
sammenschlußvon der Regierung erzwungen wurde. Im Gegenteil.
Die Regierung hätte einen selbständigen Fortbestand des Barmer
Bankvereins gern gesehen. Die Verwaltung glaubte jedoch, ein ren-
tables Arbeiten für die cZukunft nicht in Aussicht stellen zu können.
Aus diesem Grunde wurde der Zusammenschluß notwendig.

Bei der Commerzibank selbst wird das 75 Millionen be-
tragen-de Aktienkapital im Verhältnis von 10:5 zusammengelegt.
Dadurch werden etwa 52 Millionen und zuzüglich des seitherigen
Reservefonds 92 Millionen zu Abschreibungen frei. Die Gold-
diskontbank übernimmt 45 Millionen neue Aktien der Commerz-
bank zum Kurse von 115 v.H. Aus der Zusammenlegung bleiben
übrig 22Z Millionen Aktien. Dem Barmer Bankverein werden im

Umtausch 12Z Millionen Aktien gegeben. Das Gesamtaktien-
kapital beträgt demnach 80 Millionen, die offene Reserve beläuft
sich »auf Zo Millionen, davon stammen 2374 vom Reich und 654
durch Agio.

,

Die Deutsche Bank wird ihr Aktienkapital im Verhältnis
von 5 : 2 zusammenlegen und 72 Mill. RM. neue Aktien ausgeben.
Jhr Kapital beträgt dann 144 Mill. RM., die Reserven 25 Mil-
lionen RM.

Die Rekonstruktion der Banken wird in weitem Umfange auch
Industrie und Handel zugute kommen. Darüber hinaus ist für Jn-
dustrie und Handel Vorsorge getroffen durch Ausbau der Akzepts
und -Garantiebank.

Die Allgemeine Deutsche Kreditanstalt in Leipzig
wird ebenfalls auf eine unbedingt gesicherte Grundlage gestellt
wer-den durch Übernahme von Aktien durch die Golddiskontbank und

durch Zuführiung von Reserven durch das Reich. Der Einfluß von

Reich und Golddiskontbank iauf die Geschäftsführung aller Banken,
die in die Aktion einbezogen wurden, ist sichergestellt.

s-

Abschließendkann man sagen: Die deutsche Wirtschaft hat im
Sommer 1931 einen Sturm von noch nicht erlebter Schwere über
sich ergehen lassen müssen. Zwischen 4 und 5 Milliarden RM. bare

Mittel, und zwar in der Hauptsache über die Großbanken, wurden

ihr entzogen. Sie hat sich in einer Weise widerstandsfähig gezeigt,
die ohne Beispiel ist, »und hat den Sturm überwunden. Das ist am

deutlichsten daraus zu erkennen, daß bei der Akzepts und Garantie-

bank, die bei der Eröffnung der Banken im Sommer 1931 geschaffen
wurde, und die nicht nur von Großsbanken,sondern noch in stär-
kerem Maße von den Sparkassen beansprucht wurde, heute schon ein

großer Teil der Kredite —- es handelt sich um Hunderte von Mil-
lionen ——·—zurückgezahltist.

Die Banken sind nunmehr gründlich von ihren Schäden be-

reinigt. Was verloren ist, ist abgeschrieben; für das, was noch ge-
fährdet ist, sind Reserven und Sicherheiten geschaffen. Die quuis
dität ist sicher estellt dadurch, daß das Reich, die Reichsbank nnd die

Akzept- und arantiebank teils direkt geholfen haben, teils, soweit
dies noch erforderlich werden sollte, zur Mithilfe bereit sind. Das

Stillhalteabkommen endlich beseitigt die efahren vor dem Aus-
lande. Das verantwortliche Kapital, d. h. das Aktienkapital und

die Reserven, die den Einlegern der Banken haften, sind wiederher-
gestellt. Danach sind alle Vorkehrungen getroffen, den Banken neues

Leben, eine neue tragfähige Grundlage zu schaffen und sie als Jn-
strument der deutschen Wirtschaft, die ohne ein geordnetes Bank-

wesen überhaupt nicht bestehen kann, zu erhalten;

England im Zeichen des Papierpfundes
Von Staatssekretär a. D. Dr. R. von Kühlmann

Dein Außenstehenden,selbst wenn er meinte, England gut zu
kennen,klang die Nachricht, die Nation habe für das Pfund Ster-
ling die Goldbasisverlassen, unglaublich und unbegreiflich. Das

Pfund und seine Golddeckung schienen so fest verankert und un-
erschiitterlichwie die Pyramiden Jn der Art, wie das Unvermeid-

liche der Welt mitgeteilt wurde, offenbarte sich wieder die durch
IahrhundertelangeSchulung erworbene politische Weisheit der
Nation. Was durch den Druck übermächtiger äußerer Umstände
erzwungen wurde, ließ man als reiflich geplant und freiwillig
gewollt erscheinen. Jn der Tat hat ein großer Teil des Auslandes

das Aufgeben der Goldbasis so gesehen wie England wünschte, es

solle gesehen werden-

Zahlreiche Staaten sind genötigt gewesen, dem Beispiele Eng-
lands zu folgen, und sieht man auf einer Weltkarte die Länder,
die noch·aufGoldbasis stehen, so ist die Fläche gegen die Länder
mit erschütterteroder unsicherer Währung beängstigend klein.

Wie das Problem sich auswirken würde in einem Lande, das
für die meisten Rohstoffe, mit Ausnahme von Kohle und Eisen,
auf Jmport angewiesen ist, das von der Verarbeitung dieser Roh-
stosfe lebt und noch obendrein mindestens drei Viertel seines Nah-
rungsmittelbedarfs vom Auslande beziehen muß, hat zu zahlreichen
Prophezeiungen und Voraussagen geführt. Schicken wir gleich
VOWUS·,daß sich an all diesen so gut wie nichts erfüllt hat.

Die Propheten, eingedenk dessen, was sich in Osterreich und
Deutschland, und später auch in Frankreich beim Verfall der Wäh-
rung vollzogen hat, sagten rasches Anziehen der Preise auf dem

Jnlandmarktevoraus, Kapitalabwanderung starkes Sinken der fest
verzinslichen Werte, Hamsterung und Flucht in die für wertbeständig
gehaltenen Anlagen. Wie steht demgegenüber heute die Wirklich-
keit? Das Niveau der Kosten täglicher Lebenshaltung hat sich in
England bis jetzt so gut wie gar-nicht verändert. Von einer Flucht
aus dem Pfund, insbesondere aus den fest verzinslichen Sterling-
werten, ist bisher kaum etwas wahrzunehmen. Die belebende Wir-
kung der verschlechterten Valuta auf den Arbeitsmarkt und die

Exportindustrieist zum großen Teil eingetreten, vor allem spürbar
im Textilgewerbe und in der Kohle.
.

s liegt nun nahe, nach den Ursachen zu forschen, welche
In England der Abkehr vom Goldstandard andere Ergebnisse folgen
Ueßetyals sie die Erfahrung anderer Länder hätte erwarten lassen.

Psychologische Faktoren find in solchen Zusammenhängen von

nicht zu unterschätzenderWichtigkeit. Das englische Volk hat die

Abkehr vom Golde mit vollem Recht als ein Warnungszeichen
möglicher ungeheurer Gefahren erkannt und sich zunächst politisch
und moralisch zusammengerafft, hat seinen Willen zur größt-
möglichen politischen Konzentration durch die Wahlen unzweifel-
haft bekundet und führt nun bis in die kleinsten Maßnahmen des

täglichen Lebens hinein alles durch, wovon es Erleichterung und

Konsolidierung erwarten kann. Der Glaube an den Wert und die

Beständigkeit der eigenen Währung ist so tief eingewurzelt, daß
jeder Gedanke an möglichen weiteren Verfall oder Entwertung des

Pfundes von der breiten Masse glatt abgelehnt wird. Eine solche
Entwicklung gilt als unmöglich und undenkbar, und aus psychw
logischen Einstellungen heraus treten die erwarteten Erscheinungen
von Kapitalflucht im allgemeinen und von Flucht in wertbeständige

, Anlagen insbesondere nur ganz vereinzelt und in kaum nennens-

wertem Maße auf. Bei den ungeheuren Beträgen an festverzinss
lichen Pfundwerten aller Art, in denen heute englische Vermögen
zum großen Teil angelegt sind, würde seine panikähnliche Flucht·
aus diesen Werten Folgen zeitigen, die man gar nicht aus-

denken kann.

»Kauft nur britische Waren«, leuchtet einem von jeder Plakats
säule und aus jedem Tadenfenster entgegen; Auslandreisen sind
,,unpatriotisch«nud deswegen auch bei der guten Gesellschaftver-

fehmt. In Paris und an der Riviera stehen die bisher auf eng-
lische Kundschaft eingestellten Gasthäuser gähnend »leer;dafür ist
London lebhafter als sonst oft im Winter, und die verschiedenen
Stätten in England, die sich eines halbwegs erträglichen Klimas

erfreuen, haben mehr Zuspruch als sonst.
« « » ·

Ein weiteres Ergebnis dieser Einstellung ist, daß die inlandische
Kaufkraft des Pfundes gleichgeblieben ist; im Gegenteil, in den

meisten Läden werden in Papierpfunden noch ganz· bedeutende
Ermäßigungen auf die ursprünglichen Goldpfundpreisegewahrt.
Wäre der Zustand in dem Rest der Welt normal, würdeEngland
gezwungen sein, sowohl seine Nahrungsmittelals seine Rohstoffe
auf Basis der Goldparität zu kau en. So mußten die Kosten Jedes
einzelnen Artikels langsam aber sicher steigen und damit die Kosten
der gesamten Lebenshaltung; und nach wenigen Monaten würde
der Ausfuhrvorsprung des relativ entwerteten Geldes durch diese
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parallelen Preissteigerungen wettgemacht, wenn nicht gar ins

Gegenteil verkehrt werden. So aber ist, solange die Krise dauert,
die Lage dessen, der Rohstoffe absetzen muß, so elend, die Zahl der
Länder mit entwerteter Valuta so groß, daß man den geschätzten
und immer aufnahmefähigen englischen Kunden in Gottes Namen
in Papierpfunden bedient, als wären es noch die alten Goldpfunde.
Nur in ganz wenigen Artikeln, z. B. in Motorbenzin, wirkt sich
die Tendenz, nur in Gold zu verkaufen, in nicht unerheblichen
Steigerungen auf dem Jnlandmarkte aus.

Die nationalen Wahlen haben ein Kabinett geschaffen, das
man hier sehr ungern ein Koalitionskabinett nennen hört. An der

Spitze steht der ehemalige Führer der Arbeiterpartei, nach deutschen
Analogien also ein Sozialdemokrat. Die Konservativen haben eine

starke Majorität, die bisher nicht gehindert hat, daß liberale Frei-
händler sehr wichtige Ministerien innehaben. Die konservative

«"

Partie ficht schon sehr lange unter dem Banner des Schutzzolles.
Das gänzlich unvorhergesehene und unprogrammäßige Abgehen von

der Goldbasis hat, wie oben gezeigt, England einen praktischen
Schutzzoll von ungefähr 25 v.H., bereits in den Schoß geworfen.
Außerdem haben drastische, als zeitweilig bezeichnete Maßnahmen
weitere hohe Zollmauern·um die britischen«Jnseln errichtet. Man

muß annehmen, daß die sfreihändlerisch gesinnten Minister mit der

»Zeitweiligkeit« dieser Maßnahmen ihr Gewissen beruhigt haben.
Der starken konservativen Majorität, die sich sagte: jetzt oder

nie sei es it, den langgepredigten Schutzon zu verwirklichen,
zögerte Ram ay Macdonald schon viel zu lange. Nun hat die Not-

wendigkeit, die Finanzen der Nation in Ordnung zu bringen, end-

gültige Maßregeln und endgültige Stellungnahme erzwungen. Um

freihändlerische Bedenken zu schonen, geben sich die Maßnahmen
zunächst als Finanzzoll, über dessen notwendige und zulässige Höhe
heftiger Streit entbrannt ist. Es scheint, daß 10-15 v.H. Finanz-
zoll auf der ganzen Linie als notwendig erachtet werden, um nicht
nur das Gleichgewicht des Haushalts herzustellen, sondern um die

sehr drückende Einkommensteuer wenigstens um etwa 40 Pfennig im

Pfund zu senken. Die freihändlerischen Kabinettsmitglieder konnten

sich aber nicht entschließen, für die Maßregeln zu stimmen. Man

entschied sich für eine Lösung, die selbst in der an Anpassungen
reichen englischen Geschichte ziemlich vereinzelt dasteht. Die frei-
händlerischen Minister beschlossen, weiter im Kabinett zu bleiben,
mit dessen allgemeiner Politik sie einverstanden sind, erhielten aber

ausdrücklich das Recht zugesprochen, sowohl in der Offentlichkeit
gegen den Finanzzoll zu agitieren, als bei Abstimmungen dagegen
zu stimmen. Dieses Kuriosum der inneren Politik verschleiert
natürlich nur schlecht die zugrunde liegende Tatsache, daß eben im
Kabinett verschiedene, kaum auf die Dauer zu vereinigende
Strömungen sich geltend machen, daß wohl der Schwung der ersten
Begeisterung alle Gegensätze überbrücken konnte, daß aber jede
weitere praktische Arbeit, besonders auf dem Gebiet der Zölle und

Finanzen, die tiefliegenden Abweichungen der Anschauungen nur

schärfer hervortreten lassen werden.
Es kann nicht fehlen, daß der bisher glimpfliche Ausgang des

englischen Experiments, mit seiner unfundierten Währung, in

Deutschland denen neue Argumente liefert, die auf den ver-

schiedensten und verdecktesten Umwegen Abkehrung von der Gold-

basis und Herabsetzung des Wertes der Mark predigen, in der

Hoffnung, das erdrückende und atemraubende Schuldgebäude auf
tragbarere Proportionen herabzumindern. Diesen gefährlichen
Tendenzen muß entgegengehalten werden, daß die Lage der beiden
Länder eine grundverschiedene ist. England besitzt noch heute, als

Ergebnis jahrhundertelanger Kapitalanhäufung und Spartätigkeit,
ausländische Guthaben im Betrage von ungefähr 80 Milliarden RM.
Vieles, das meiste davon ist, zur Zeit durch die Depression ein-

gefroren. Immerhin wird ein sehr wesentlicher Teil dieser Forde-
rungen fr her oder später wieder verfügbar werden und kann zur
Wiederhe tellung des wirtschaftlichen und budgetären Gleichgewichts
im Mutterlande Verwendung finden. Die Leichtigkeit, mit der die
Bank von England sich ohne Störung und ohne Goldverluste die
600 Millionen RM. "Valuten zur Rückzahlung der kurzfristigen
Vorschüsse an Amerika und Frankreich beschaffte, ist ein weiterer
Beweis für die Elastizität des englischen Marktes.

Grundverschieden ist eben auch das Verhalten jedes einzelnen
und der Nation als ganzes zu den Valutafragen. Patriotische
Einstellung und Unkenntnis der Gefahr haben die geschilderten
Wirkungen hervorgebracht Das durch die furchtbaren Torturen
der Jnflation gewitzigte deutsche Volk würde bei neuen drohenden
Valutaverlusten selbst das Unsinnigste versuchen, um neuer Ver-

mögensvernichtung zu entgehen. Wir würden also die Tragödie der

Jnflation und Wertvernichtung, die Jahre gedauert"hat, diesmal
im Laufe weniger Monate sich abrollen sehen. Zudem läßt der

bisherige Verlauf des englischen Versuchs keinerlei Schlüsse darauf
zu, wie sich die Dinge weiter entwickeln werden. Eine Besserung
der Gesamtkonjunktur und ein Anziehen der Rohstoffmärkte würde
sühlbare Veränderungen zeitigen. Die großen skizzierten Reserven
Englands bilden auf alle Fälle einen Rückhalt, falls der Versuch
mit dem Papierpfund sich als zu gefährlich erweisen sollte. Deutsch-
land mit seinen ungelösten Reparationsfragen, seiner bedeutenden

kurzfristigen Verschuldung und dem zeitweiligen völligen Mangel
rasch liquidierbarer Werte würde den Gefahren einer neuen Mark-

verschlechterung ohne jeden Rückhalt und ohne jede Reserve gegen-
überstehen.

Die endgültige Abkehr Englands vom Freihandel, die durch
den Pfundsturz eingeleitet, durch die großen konservativen Wahl-
erfolge unvermeidlich geworden ist, bedeutet in der Wirtschafts-
geschichte einen Wendepunkt, dessen Tragweite man nicht über-
schätzen kann. So sehr auch Bankiers, Volkswirtschaftler und alle

Menschen, die weitersehen, ihre Stimme gegen die Gefahren der
immer höher sich auftürmenden Zollmauern erheben, vorläufig kann
man kaum etwas anderes voraussehen als weitere Steigerung der
Übel und weitere Jagd nach der Fatia Morgana der Autarkie.
Auch Deutschland wird sich dieser allgemeinen, unwiderstehlichen
Strömung nicht entziehen können und seinen heimischen Markt
noch mehr als bisher gegen den Einbruch von Gütern schützen
müssen, die durch Währungsverschlechterung des Auslandes oder
abnormale politische Verhältnisse zu Preisen hereingeworfen werden,
die fairen Wettbewerb unmöglich machen.

Staat und Minderheiten
Von vMinisterialratDr. Rathenau, Berlin1)

Jn Europa leben etwa 40 Millionen Men chen, die einem
anderen Volkstum angehören als dem, in dessen itte sie siedeln;
sie bilden, der Nationalität nach, in solchem Staate, die Minder-

heit; z. B. die Deutschen in Polen, der Tschechoslowakei,Italien,
Rumänien, Dänemark, oder die Polen, Dänen, Litauer in Deutsch-
land usw; Die Grenzen des Staates decken sich nicht mit denen
der Nation oder des Volkstums. Der Gründe dieser Erscheinung
gibt es verschiedene: Zuwanderung, Umsiedlung, Eroberung, Zer-
stückelungeines Staates durch Grenzziehung usw.

Die nationale Minderheit unterscheidet sich vom Staatsvolk
durch Abstammung, Sprache, Sitten, Gebräuche, Überlieferungen
und Eigenheiten sowie den unbeugsamen Willen, dieses ihr eigen-
artiges Volkstum auch im fremden Staatsverbande zu bewahren
und zu pflegen, und als volklich geeinte Gemeinschaft in ihm fort-
zubestehen. Die Minderheitsangehörigen sind Staatsangehörige des

Staates, in dessen Grenzen sie leben; sie haben imVerhältnis zum
Staat die Rechte und Pflichten aller anderen Staatsangehörigen.
Sie sind nicht Fremde oder Ausländer, sondern Jnländer, und stellen
im Vergleich zum Staatsvolk an sich durchaus kein minderwertiges
Element dar.

Staaten dagegen, die bei sich Minderheitsangehörige beher-
bergen, erblicken in ihnen häufig Fremdkörperz sie befürchten nur

zu oft, die Minderheiten würden — bewußt oder unbewußt —-

durch die Verfolgung ihrer Ziele die Einheitlichkeit des Staats-
ganzen untergraben, die Führung des Staates erschweren und da-

mit eine Gefahr für seinen Bestand bedeuten. Häufig lehnt ein

I) Nach einem in der Funtstunbe Berlin gehaltenen Vortrag.
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Staat, rücksichtslos und kurzsichtig, Minderheiten ab; mit ausge-
·

klügelten Mitteln saugt er sie auf, unterdrückt und vertreibt er sie,
sucht jedenfalls sich von ihnen zu befreien, um auf dem Gebiet des

Volkstums, der Volkheit, selbst ein geschlossener,d. h. ein National-

staat zu werden. Nationalitätenstaaten gelten wegen der Zersetzungs-
gefahr als besonders gefährdet. Zumal die neuen Staaten, die ihr
Dasein der Willkür des Friedensschlusses zu verdanken haben, und

gerade deshalb in ihren Grenzen große Massen fremden Volkstums,
bis zu 40 v.H., beherbergen, wetteifern darin, sich zu National-
staaten «umzubilden,d. h. zu Staaten, die nur Angehörige eines
Volkes (mitunter sogar diese sämtlich) umfassen sollen. Dieses
Streben, fremdes Volkstum wieder auszuscheiden oder zu ertöten,
ist eine Quelle ständiger europäischer Beunruhigung. Es muß
zwangsläufig eine Jrredenta züchten, und in der Tat die Grund-
lagen des Staates selbst untergraben. Jeder Staat, der nationale

Minderheiten in größerer Zahl in sich schließt,hat deshalb zu ent-

scheiden, ob er sich zum Nationalstaat entwickeln und den Preis der

Vernichtung seiner Minderheiten zahlen, oder ob er im Jnteresse
seiner eigenen Ruhe und des europäischenFriedens sich mit seinen
Minderheiten abfinden und auf seinen Charakter als Nationalstaat
verzichten will. Graf Sforza drückt diesen Gedanken so aus: »Wenn
ein Staat größere Gebiete von Fremdstämmigen innerhalb seiner
Grenzen hat, so gibt es nur eine Politik, sdie das Entstehen einer
Atmosphäre von Widerstand und Auflehnung erschwert, wenn nicht
unmöglich macht. Es ist dies eine Politik der Duldung, der weit-

reichenden Freiheiten und —- wenn die Gewährung von Selbständig-
keit nicht durchführbar ist — der Gleichberechtigung.«
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Wir stehen hier vor einem Problem, dessenTragweite allge-
mein noch immer nicht genügend erkannt ist; von seiner Lösung
bleibt aber die Frage der Sicherheit Europas abhängig, solange es

noch Einzelstaaten geben wird, deren Grenzen Minderheitenbeacht-
licher Stärke umschließen.Je schärfer der Gegensatz zwischen Nation

(Volkheit) und Staat hervortritt, desto stärker drängt das Problem
zur Entscheidung. Deutschland hatte sich sofort nach Kriegsende
zugunsten einer Politik der Duldung durch Art. 113 RV. festgelegt.
Preußen hat in Ausführung dieses Verfassungsgrundsatzes seine
bekannten Minderheitenschulverordnungen erlassen und- stets und

ausnahmslos in seiner Verwaltung den Grundsatz vollster Gleich-
berechtigung der Minderheiten zur Anwendung gebracht. Das Reich
hat, seit seinem Eintritt in den Völkerbund, in Genf die Ver-

teidigung der Rechte der Minderheiten auf seine Fahne geschrieben.
Die Widerstände,die es auf diesem Gebiet in Genf gefunden hat und

findet, sind bekannt. Sie sind zum Teil darauf zurückzuführen,daß
die neu gegründeten und vergrößerten Staaten des Ostens, nämlich
Polen, Tschechoslowakei, Rumäniens, Jugoslawien und Griechenland
in besonderen, Bulgarien, Ungarn und die Türkei in den Friedens-
verträgen bei ihrer Reu- bzw. Umbildung im Jahre 1919 völker-

rechtliche Bindungen auferlegt worden sind, die Rechte der »völki-
schen, sprachlichen und religiösen« Minderheiten zu wahren und

zu schützen.
in Betracht kommenden Probleme und wohl auch der politischen
Kräfte

— in diesen ihnen auferlegten Verträgen eine Schmälerung
ihrer Souveränität, und streben deshalb — wie Polen dies schon
öfters erklärt hat --, danach, sich von ihnen zu befreien, mindestens
aber zu erreichen, daß Deutschland in gleicher Weise international

gebunden werde. Diese Bemühungen sind schon deshalb gegenstands-
los, weil eben Deutschland-Preußen seine bei »den Friedensverhands
lungen abgegebene Zusage über die Behandlung seiner Minderheiten
erfüllt unid auf dem Gebiet des Minderheitenschutzes anerkannt Vor-
bildliches geleistet hat, während Ähnliches wohl von unseren öst-
lichen Nachbarn kaum behauptet werden kann. Es braucht hier
nur an den Wahlterror in Ostoberschlesien im November 1930, an die

Enteignung des Doms in Riga, an die drohende Schließung der

deutschen Bürgerschulen in Jugoslawien sowie daran erinnert zu
werden, daß auch Litauen jede Rücksichtauf fremdes Volkstum ver-

missen läßt. Aber die These vo der »Schmälerung der Souveränität«
ist überhaupt schon deshalb hinfällig,weil der ursprüngliche und «

wohl auch bis zum Kriege übliche Souveränitätsbegriff seitdem so
starke Einschränkungen,z. B. schon durch die Gründung des Völker-

bundes, dann durch Tocarno,· den Kriegsächtungspakt unsd
-

viele
andere internationale Verträge erfahren hat, daß er in seiner frühe-
ren sakrosankten Größe längst nicht mehr besteht.
·

So könnte es scheinen, als ob wenigstens die Staaten, die nicht
internationale Verpflichtungen eingehen mußten, wie z. B. die

SiegerstaatenEngland, Frankreich, . Italien, aber auch Spanien,
Danemarkund andere frei darüber befinden könnten, wie sie ihre
Minderheitenbehandeln wollen. Rechtlich trifft dies zweifellos zu;
aber«politischsehen die Dinge doch wohl etwas anders aus: England
hat in der Januari und der Septembertagung des Völkerbundsrates
1931 unzweideutig und nachdrücklich sich zu einem starken Schutz
der nationalen Minderheiten bekannt; die Republik Spanien hat
dies im September getan, Dänemark hat die riach dem Erwerb
Nordschleswigs zunächst angebahnte Aufsaugungspolitik im Taufe
der Jahre fast aufgegeben. Nur Fra reich und auch Jtalien ver-

harren in völliger Ablehnung. Aber erade hier entsteht eine
neue Frage, nämlich die, wie sich der sogenannte totale Staat zur
Frage der Minderheiten einstellen würde, d. h. der Staat, der den
Menschen in allen seinen Lebensäußerungenmehr oder minder als
Ganzes erfaßtund ihn ausschließlich in seinen Dienst stellt. Ein
Staat, ider Jede, von der offiziellen abweichende Meinungs- und

Febensäußerungunterbindet, der vorschreibt und verlangt, da
innerhalb seines Territoriums das Individuum Handel und Wirt-

schaftnur zu feinen, des Staates, Gunsten treiben darf, in dem der

Einzelnewederüber seine Arbeitskraft, noch über sein Arbeitspro-
dukt frei verfügen kann —- -der dem einzelnen nur die Bildung,
die Kult- und Kunstpflege offen läßt, die er freigibt, ein Staat, der

das Nahrungs-, Kleidungs-, Wohnungsbedürfnis des einzelnen be-

stimmt, der auch das Maß und den Umfang festsetzt, in dem der

einzelnean Kulturgütern aller Art teilhat, ein Staat endlich, der nur
ein von ihm geduldetes Gemeinschaftsleben anerkennt —, ein solcher
Staat kann naturgemäß den nationalen Minderheiten keinen Raum
zur Pflege ihres Volkstums lassen.

«

Auf der anderen Seite stehen Bestrebungen einzelner Volks-«
gruppen, gerade hierin vom Staate freigestellt zu bleiben: sie gehen
davon aus, daß der heutige Staat —

genau entgegengesetzt dem
,,totalen Staat«—seine. ihm volksfremden Angehörigen nur insoweit
erfassen kann und soll, als es zur Erreichung seiner eigenen Ziele
notwendig ist; soweit dagegen eine nationale Volksgruppe ihr
Volkstum zu pflegen und entwickeln gewillt ist, soll dies der Staat
der —- dann körperschaftlichzusammengefaßten——·- Grup e über-

lassen und freistellen und sich jedes Eingriftis in die Durchführung
dieses Rechtes, wenn auch nicht jeder Aussicht, enthalten, voraus-

gesetzt, daß die Minderheit sich einer durchaus loyalen Zusammen-

Einige dieser Staaten erblicken —- in Verkennung der-

- einzelnen

,nalität) angehören zu wollen, maßgebend sein darf.

arbeit mit der Mehrheit befleißigt. Man spricht hier von der soge-
nannten ,,kulturellen A-utonomie« und hofft, daß sie ein reibungss
loses Verhältnis zwischen Mehrheit und Minderheit fördern werde.

Jn der Tat hat sich die kulturelle Selbstverwaltung, wie sie zuerst
in Estland durch Gesetz vom 5. Februar 1925 eingeführt ist, durch-
aus bewährt. Jhrer allgemeinen Einführung stehen jedoch schwere
Bedenken entgegen; einmal das, daß sie große Anforderungen an

die wirtschaftliche Kraft der Minderheit stellt, die ihre Verwaltung,
ihre kulturellen Bedürfnisse, insbesondere auf dem Gebiete der-

Schule, sowie die soziale Fürsorge für ihre Angehörigen aus eigenen
»

Mitteln bestreiten muß — der Grund, weshalb die wirtschaftlich
schwächerepolnische Minderheit in Preußen die kulturelle Selbst-
verwaltung nachdrücklichstabgelehnt hat. Sodann aber auch, daß
naturgemäß die sdann körperschaftlicheZusammenfassung der Minder-

heit die Schaffung eines Nationalregisters bedingt, dessen Gefahren in"

minderheitsfeindlichen Staaten nur allzu groß find. Endlich wird
die Selbstverwaltung bei weitläufiger und zerstreuter Siedlungaußer- .

ordentliche Schwierigkeiten und Kosten verursachen. Sie wird also
in größeren Staaten und bei nicht massiert siedelnden Minderheiten
kaum zu verwirklichen sein. .

-

Nach alledem erscheint am sichersten und zweckmäßigstendie

Regelung, die in Reich und Preußen für die nationalen Minder-

heiten besteht und ihren Niederschlag in den schon erwähnten Ord-

nungen über das Minderheitenschulwesen vom Zi. Dezember 1928 ge-
funden hat. Diejenige zur Regelung des Schulwesens für die polni-.
sche Minderheit hat es »der polnischen Minderheit ermöglicht,
längs der Ostgrenze sich ein umfangreiches Schulwesen auf-
zubauen. Auf Einzelheiten kann hier ebensowenig näher ein--

gegangen werden wie auf die weit-gehenden Rechte und Befugnisse,
die den Minderheiten für ihr Eigenleben in Rechtspflege, Verwal-

tung, Kirche und Schule«Sprache und Volkslied, Wirtschaft, Sozial-
pflege usw. eingeräumt find. Ausnahmslos geltender und streng
beachteter Grundsatz ist der, daß die Minderheit wegen dilelslerihrer
Eigenschaft nicht schlechter gestellt werden darf als die ehrheitz
sie ist —- als Teil der Gesamtbevölkerung — der Mehrheit gleich-
zubehandeln, ohne Anspruch iauf Besserstellung erheben zu können.

Voraussetzung ist allerdings, daß die Minderheit sich loyal in den»

Gesamtkörperdes Staates einordnet. Mißbräuchen und Auswüchsen
der Minderheitsrechte muß und darf der Staat mit Nachdruck ent-
gegentreten; das Auskommen einer Jrredenta braucht er ebenso-
wenig zu dulden wie die Verhetzung und Aufpeitschung der Leiden-

schaften durch eine irregeleitete Minderheitenpresse.
-

Fraglich kann sonach nur sein und Schwierigkeiten entstehen
darüber, wie die Zugehörigkeit zur Minderheit festgestellt werden

soll. Dort wo ein Staat objektive Merkmale in der Person des

staatsbürgersmaßgebend sein läßt, ist der wiukiir staat-
licher Behörden Tür und Tor geöffnet. Jnsbesondere müssen Rasse,
Religion und Sprache als solche Merkmale ausscheidenz die Sprache
schon deshalb, weil nicht nur zwischen Hochsprache und Mundart,
sondern auch zwischen der Mutter-, der Familiensprache, der Sprache,
in sder jemand denkt und der, in der er sich auszudrücken ge-
wöhnt ist, zu unterscheiden ist; hauptsächlichaber deshalb, weil die

Volkssprache mit dem nationalen Bekenntnis nicht immer zusammen-
fällt; kennen wir doch alle die sogenannten Heimdeutschen in Nord-

schleswig, die wohl sdänischenDialekt sprechen, ihr deutsches Volks-
tum aber mit ganzer Kraft hegen und pflegen. —- Zu gerechten
Ergebnissen kann deshalb nur eine Theorie und Praxis führen, die

in das Schlagwort zusammengefaßt wird: »Minderheit ist, wer

will.« Das will besagen, daß lediglich das freie und unbeeinflußte
Bekenntnis des einzelnen, einer bestimmten Volksgruppe (Ratio-

Dieses Be-

kenntnis darf weder nachgeprüft noch angefochten werden. Dieses
Prinzip entspricht dem freien Selbstbestimmungsrecht, wie es im

Verkehr der Völker bei Kriegsausgang festgelegt werden sollte. Es

ist aber auch auf dem Gebiet des Minderheitswesens bereits inter-

nationales und nationales Recht geworden: international durch das

sogenannte Genfer Abkommen über Oberschlesien vom 15. Mai 1922
und binnenstaatliches Recht bei uns durch die mehrgenannte preu-

ßische Schulordnung vom Z1. Dezember 1928. Selbstredend kann

auch dieser Grundsatz ad absurduan geführt werden und hat auch
schon Gegenstand mehrerer Urteilssprüche des höchsten Internatio-
nalen Gerichts, der Haager cour, gebildet. Aber er allein gibt der

Minderheit die Kraft, aus sich selbst heraus im brandenden Meer

fremden Volkstums die eigene volkliche Eigenheit zu bewahren.
So gesehen,"verliert die Anerkennung einer Minderheit durch

den Staat —- die immer stärker in das Bewußtsein der Völker sich
einprägt —- an Gefahren. Jm Gegenteil: Ein Staat, der seine
Minderheiten fürchtet, beweist damitnur feine innere Schwache,
gleich einem Staate, der nicht in der Lage ist, einer von den Minder-

heiten getriebenen Jrredenta Herr zu werden. Wie der ·Große
Kurfürst die Refugies und Friedrich Wilhelm I. die vertriebenen

Salzburger in ihr Land riefen, damit sie beim Aufbau des Staates
helfen, so muß auch heute die Welt erkennen, daß«Staat und Minder-
heit sich gegenseitig ergänzen und befruchten können, und daß ein

unüberbrückbarer Gegensatz zwischen ihnen nur zu dauerndem Un-

frieden führen muß.
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Neue Abrüstungstiteratur
Abküstuug und Sicherheit - Frankreichs Rüstung - Deutsch-französischeMachtfaktoren

K. S ch w len d e m a n n
, Abrüstungund Sicherheit. Handbuch der

Sicherheitsfrage. Leipzig 1932. Historischspolitischer Verlag
Rudolf Hofstetter. 330 S.

M a x G r a f M o n t g e I a s
, Frankreichs Rüstung. Leipzig 1932.

Historischipolitischer Verlag Rudolf Hofstetter. 58 S.

Hans Rohde, Deutsch-französischeMachtfaktoren (,,Potentiels
de Guerre«).
Berlin 1952. Verlag der Berliner Börsenszeitung 104 S.

Die Abrüstungskonferenzhat das Verdienst, eine ausgezeichnete
deutsche Abrüstungsliteratur hervorgerufen zu haben, ein Schrift-
tum, das den Abrüstungss und Sicherheitsproblemen »aufden Grund

geht, aber dabei noch etwas Höheres leistet: Da Frankreich sich unter

Berufung auf seine bedrohte Sicherheit als Hauptgegner einer ent-

scheidenden Abrüstung erwiesen hat und da mit der Frankreich be-

drohlichen Macht in erster Linie Deutschland gemeint ist, wird die

Gesamtsituation Frankreichs und Deutschlands aufgerollt und mit-
einander verglichen. Dies führt, da zudem noch die Tage anderer
Länder herangezogen wird, zu neuen weltpolitischen Aspekten, zur
Vertiefung weltpolitischer Einsichten.

Von diesem Gesichtspunkt sind Schriften wie die des Grafen
Montgelas und die des Major Rohde über den Tag hinaus bedeut-

sam. Indem Montgelas Frankreichs Rüstung untersucht, ergeben
sich interessante Folgerungen für die energetischen Mittel des Landes.
Es war schon immer töricht, die Franzosen ein dekadentes oder gar
ein sterbendes Volk zu nennen, heute aber paßt solche phrase
weniger als jemals. Montgelas macht darauf aufmerksam, daß seit
1926 die Einwohnerzahl Frankreichs um mehr als eine Million ge-
stiegen ist, darunter 700 000 Franzosen; man halt-e dagegen die kata-

strophale deutsche Geburtenziffer, die heute schon unter der Frank-
. reichs liegt und die bei der Trostlosigkeit der deutschen Wirtschafts-

. zustände immer weiter, und zwar in rasendem Tempo, absinkt. Mit

Recht erklärt Rohde, daß man bei der starken Heranziehung der

französischenKolonialbevölkerung zum Heeresdienst Frankreich wehr-
politisch als eine Nation von hundert Millionen betrachten müsse.
Jnteressant ist hierbei seine Feststellung, daß von den fünf ständig
in Frankreich untergebrachten farbigen Divisionen allein drei, die
beiden nordafrikanischen und die eine der beiden Senegaldivisionen,
in unmittelbarer Nähe der deutschen und italienischen Grenze liegen.
Dazu die französischen Verbündeten. polen gehört mit- einer Ge-

burtenzisfer von über 32 auf das Tausend im Jahre 1930 zu den

geburtenreichsten Ländern nicht nur Europas, sondern der ganzen von

Weißen besiedelten Welt. Noch wichtiger ist die Tatsache —- Rohde
hebt sie eindrucksvoll hervor —, daß alles, was in Deutschland nach
dem Kriege das wehrfähige Alter erreicht hat, unausgebildet ist und

alles, was bei Kriegsende noch ausgebildet und kriegsbrauchbar war,
heute entweder überaltert ist oder angesichts des Fehlens eines mili-

tärischen Reserveverhältnisses für den Kriegsdienst nicht in Frage
kommt. Den Wehrverbänden ist nur der Wert einer physischen Er-

tüchtigung, nicht jedoch militärischer Wert beizumessen. Jn Frank-
reich dagegen ist neuerdings zum aktiven Heer und zu den Reserven
noch die spezifisch militärische Jugendausbildung hinzugekommen.
Das betreffende Gesetz ist zwar, wie Montgelas erwähnt, noch nicht·
vom Senat genehmigt, man verfährt jedoch großenteils schon danach,
und ungefähr der siebente Teil der Wehrpflichtigen wird bereits von

dieser in drei Stufen erfolgenden Ausbildung erfaßt. Sie gehört
zur französischenHeeresreform nach dem Kriege, die Montgelas an-

schaulich darstellt. An den Übergang zur einjährigen Dienstzeit —

1. November 1930 —- hatte der französischeGeneralstab eine Anzahl
schwerwiegender Bedingungen geknüpft; sie sind so gut wie ganz
durchgeführt worden. Damit wird trotz anscheinender Beschränkung
der Rüstungen die gesamte Volkskraft zur Landesverteidigung heran-
gezogen, und zwar in höherem Maße als früher. Dies gilt auch
für die farbigen Truppen. Die weißen Kapitulanten sind von 75 000

auf mindestens 106 000 gebracht worden, die militärische Gendar-
merie von 27 000 auf 42 000. Nimmt man nur die Offiziere, so
stehen 4000 deutsche Offiziere gegen 32 000 französische,die noch er-

gänzt werden durch 110 000 Reserveoffiziere, von denen eine große
zahl längere zeit aktiven Dienst geleistet haben und von denen viele

Kriegserfahrung besitzen.
Bei Montgelas klingt der Begriff des potentiel de guerre

häufig an; ohne daß er viel darüber spricht, entspringt seinen Dar-

legungen das Ergebnis, daß wir dem aktuellen Rüstungsstand der

Franzosen an Kriegskraftmöglichkeiten——sowird man otentiel de

guecrre am besten übersetzen — kaum etwas entgegenzutellen haben.
Roshde rückt die deutsche Kriegskraftmöglichskeit in das Zentrum seines
Buches; auf diese Weise erhalten wir die erste Monographie über das

potentiiel de guerre. Daneben spricht Rohde von einem potentiel
de paix und versteht darunter diejenige Kriegskraft, die tatsächlich
im Frieden bereits den Krieg vorbereitet und dementsprechend für

.7»2

Ein vergleichender Beitrag zur Abrüstungsfrage..

die Kriegsführung sofort greifbar ist. Das aber scheint mir eben die
aktuelle oder faktische Rüstung zu sein, während ich unter potentiel
de paix versteh-en möchte die Friedensmöglichkeit oder sogar
Friedensnotwendigkeit, die bei einem entwaffneten Deutschland
einem schwer bewaffneten Frankreich gegenüber von vornherein vor-

handen ist. Deutschland kann gar nicht anders als friedlich sein;
gerade aus den Erörterungen Rohdes tritt das klar hervor. Er be-

trachtet die geographische Tage und die Grenzen von Deutschland
und Frankreich, ihre Größe, ihre Gestalt und ihre Bodenstruktur,
er vergleicht ihre Wirtschaft und ihren Verkehr, und schon hieraus,
ganz abgesehen also von der Wehrftärke, ergibt sich die große Über-s

"

legenheit Frankreichs. Dabei bin ich nicht in allen Punkten ein-
verstanden, so etwa, wenn Rohde aus geopolitischen Gründen, aus

dem Charakter Frankreichs als Randstaat, seine besondere Bündnis-
fähigkeit ableitet —- an sich haben Mittestaaten größere Bündnis-
möglichkeiten als Randstaaten (vgl. mein Buch ,,Staat und R-aum«,
S. 80) —oder wenn er wenig glücklicheAusführungen über den fran-
zösischen Volkscharakter macht; auch seine Darlegungen über den

staatspolitischen Charakter Frankreichs greifen wohl nicht tief ge-
nug. Jm ganzen und großen aber darf man beistimmen: die These,
daß keinerlei potentiel de guerre beim heutigen Deutschland liegt,
hat Rohde ausgezeichnet bewiesen. Seine Argumentation wird
dabei drastisch unterstützt von mehr als 50 Karten und Diagr·ammen.
Jn der Schrift von Montgelas bilden die Karten — neben anschau-
lichen Tabellen über Gliederung und Verteilung des französischen
Heeres und dser französischenLuftmacht im Frieden — eine Beigabe,
aus der Schrift Rohdes sind sie nicht wegzudenken. Besonders ge-
lungen die Karte der strategischen EisenbahnbautenFrankreichs und

Belgiens an der deutsch-en Grenze — man erfährt, daß 55 v.H. des

französischen Eisenbahnnetzes zwei- und mehrgleisige Strecken sind,
dagegen nur 40 v.H. des deutschen — und die Karte der militäri-

schen Auswirkungen des französischen Bündnissystems gegenüber
Deutschland.

Es ist ratsam für einen Deutschen, sich in der Abrüstungsfrage
mit Montgelas und Rohde iauszurüsten, schlechthin unentbehrliches
Rüstzeug aber ist das Buch von Schwendemann. Mit Fug hat«der
Verfasser es als Handbuch der Sicherheitsfrage bezeichnet: einleuch«
tend und mit Heranziehung alles notwendigen Materials stellt es

dar, daß recht eigentlich für Deutschland Abrüstungs- unsd Sicher-
heitsfrage nicht zu trennen sind. Nicht Frankreich, sondern Deutsch-
land, das völlig abgerüstete, militärisch oihnmächtigeTand, hat in-
mitten einer bis an die Zähne bewaffneten Welt Sicherheit und
damit Abrüstung zu verlangen. So wird nach den treffenden Worten
Schwendemanns die Frage des Rüstungsiausgleiches, der Beendigung
der Einseitigkeit der deutschen Entwaffnung mehr als alles andere
die Kernfrage der deutschen Zukunft. Wer sich über den Weg des

Abrüstungs- und Sicherheitsgedankens von 1919 bis 1932 unter-

richten«will und wer die hauptsächlichenDokumente sucht, die auf
diesem Wege liegen, angefangen vom Genfer Protokoll bis zum
Konventionsentwurf und zum Abkommen vom September 1931 über
die Weiterentwicklung der Kriegsverhütungsmittel, den wird dies

Handbuch nirgends im Stich lassen. Dazu ein gutes Register, ein

gefälliges Format und ein herrlich flexibler Band —- ich wunderte

mich nicht, wenn auch der erbittertste Gegner Deutschlands dies

Buch künftig als Vademekum in seiner Tasche tragen würde.

Adolf Grabowsky.

F. W. v o n O e rtz en »Das ist die Abrüstung«. Gerhard Stalling,
Oldenburg 260 S.

Das Buch Oertzens gibt in einem sehr flüssigen Stil
eine Geschichte der bisherigen Verhandlungen über die allgemeine
Abrüstung und damit all der Bemühungen und Jntrigen, um die

allgemeine Abrüstung zu verhindern. Es schildert ferner die heutige
Rüstungslage, die Ungeheuerlichkeit der Rüstungsdifferenz zwischen
uns und der übrigen Welt und die Gefahren, die sich für uns daraus

ergeben. Kein Wunder, daß der Verfasser, nachdem er die jahre-
lange Genfer Abrüstungssabotage gekennzeichnet hat, hinsichtlich der

Ersolgsaussichten der allgemeinen Abrüstungskonferenz mehr als

skeptisch ist, daß er sich von dieser Konferenz kaum etwas zu ver-

sprechen wagt. So sehr man alles, was er sonst über die Ab-

rüstungsfrage und, wie man sagen muß, mit sehr genauer Kenntnis
des gesamten einschlägigen Materials schreibt, unterschreiben kann,
so ungern wird man ihm in seinen Schlußfolgerungen,die er zieht,
folgen wollen. Die allgemeine Abrüstungskonferenz darf eben

einfach nicht mit einem so trsaurigen Mißerfolg enden wie die fünf-
jährige Arbeit der vorbereitenden Abrüstungskommission in Genf.
Das Buch von Oertzens sei jedenfalls allen jenen wärmstens
empfohlen, die die für Deutschland lebenswichtige Frage der all-

genåeinenAbrüstung
in spannenden Formulierungen kennenSlernenwo en. K. .



Ver Deimatdieusi

Politische Chronik Vom U. bis 26. Februar

Zur Reichspräsidentenwahl:
Reichspräsident von Hindenburg erklärt in «einer»Kundgebung

an das deutsche Volk seine Bereitschaft, zur«Reichsprasidentenwahl
zu k-andidieren. Die Kundgebung schließt mit· den Worten: »Für
mich gibt es nur ein wahrhaft nationales Ziel: Zusammenschluß
des Volkes in seinem Existenzkampf, volle Hingabe Jedes Deutschenin dem harten Ringen um die Erhaltung der Nation.« (15. 2.

Zugunsten der Wahl Hindenburgs erlassen eine Reihe von Parteien
und Verbänden Erklärungen und Treuegelöbnisse, darunter auch
der Reichskriegerbund »Kyffhäuser«.— Von den Deutschnationalen
und dem Stahlhelm wird der 2. Vorsitzende des Stahlhelms, Oberst-
leutnant a. D. Duesterberg, von den Nationalsozialisten Adols Hitler
zum Kandidaten für die Reichspräsidentenwahl aufgestellt, nachdem
zwischen diesen Gruppen eine Einigung über eine Sammelkandidatur
nicht erzielt werden konnte (23. 2.).
Ausland-

Jn Genf werden die Abrüstungsverhandlungenfortgesetzt. Die

angekündigten Abrüstungsvorschlägeder deutschen Delegation werden
am «18. Februar von Botschaster Radolny überreicht und vor der

Abrüstungskonferenz begründet. Dabei wird Nachdruck aus die

Feststellung gelegt, daß die deutsche Regierung nur eine solche Ab-

machung für annehmbar hält, deren Bestimmungen für ie in gleicher
Weise gelten wie für die anderen Signatarmächte. —- taatssekretär
von Bülow begründet vor dem Völkerbundsrat die deutsche Be-
schwerde wegen der litauischen Vertragsverletzung in Memel und

fordert sofortiges Einschreiten ·des Rates; der norwegische Delegierte
Colban wir-d zum Bericht aufgefordert (1Z. 2.). Nachdem im
Völkerbundsrat eine Einigung nicht erzielt werden kann, ruft
Deutschland die Signatarmächte des Memelstatuts an (20. 2.). —

Jm China-Konflikt richten die zwölf Ratsmächte einen Appell an

Japan, in dem sie Japan zur Mäßigung ermahnen und an seine
Verantwortung als Mitglied des Völkerbundes erinnern. — Gegen
die Einberufung einer außerordentlichenTagung der Völkerbunds-

versammlung erhebt der japanische Vertreter in Genf Einspruch
(17. 2.) —- Ein japanisches Ultimatum an China wird von China
abgelehnt (19. 2.), darauf beginnen am 20. Februar wieder die

Kämpfe um Schangha-i. — Zwischen England und Frankreich kommt
eine Einigung über den Termin der Tributkonferenz zustande. Die

allgemeine Einigungsformel, der sich auch Deutschland anschließt,
empfiehlt, die Konserenz im Juni abzuhalten, und bezeichnet als
Aufgabe dieser Konserenz: zu einer dauerhaften Regelung der in dem

Basler Sachvserständigenberichtausgeworfenen Fragen zu kommen

(1Z. 2.). — Jn Frankreich wird die Regierung Laval vom Senat,
in dem sie über keine Mehrheit verfügte, gestürzt (16. 2.). —- Mit
der Neubildung der Regierung wir-d zuerst Painlevå und nach ihm
Tardieu betraut, der eine Regierung zustande bringt, die sich aus die
alte Parlamentsmehrheit stützt; Tardieu selbst übernimmt das

Ministerpräsidium und das Außenministerium. — Bei den japa-
nischen Parlamentswahlen erringt die Regierungspartei einen großen
Sieg. — Jm Einverständnis mit den deutschen Mehrheitsparteien
des Memellandtages legt Präsident Böttcher sein Amt nieder (23. 2.).
—- Bei den irischen Parlamentswahlen wird die englandfreundliche
Regierungspartei geschlagen.

Reich:
Nach längerer Pause tritt der Reichstag am 23. Februar wieder

zusammen, auch die Deutschnationalen und Rationalsozialisten er-

scheinen wieder zu »den Beratungen. Nach einleitenden Worten des

Reichsinnenministers zur Präsidentenwahl beginnt die all-gemeine
Aussprache, in deren Verlauf es oft zu stürmischen Auseinansders

setzungen und Unterbrechung der Sitzung kommt. Reichskanzler
Dr. Brüning erklärt zur Reparationsfrage, daß die deutsche Regie-
rung an der Erklärung festhalte, die er dem Wolffschen Telegraphens
büro gegeben habe, dann kommt er auf die Gründe zu sprechen, die

ihn veranlaßten, die Verlängerung der Amtszeit des Herrn Reichs-
präsidentenaus parlamentarischem Wege zu betreiben. Reichskanzler
Dr. Brüning schließt mit einem starken Appell für Hindensburg
(25. 2.) Das Mißtrauensvotum gegen die Regierung wird mit 288

gegen 264 Stimmen abgelehnt.—Durch Reuordnung werden die deut-

schen Banken saniert; der Reichspräsident erläßt dazu eine Ver-

ordnung, die dem Reich die Möglichkeit gibt, sich an Bankunter-

nehmen zu beteiligen (22. 2.). — Reichsinnenminister Dr. Groener

richtet an die Vorsitzenden aller im Reichstag vertretenen Parteien
ein Schreiben, in dem er die Parteisührer ausfordert, aus die parteis
politische Bearbeitung der wahlunmündigen Jugend zu verzichten
(13. 2.). — Der deutsche Ausführüberschuß ist im Monat Januar
auf 102 Millionen Mark zurückgegangen.

—- Die Zahl der Arbeits-—

lasen ist in der ersten Februarhälfte um 85000 aus 6127000 an-

estiegen. —- Die Börse wird wieder eröffnet, eine amtliche Kurs-

Jeststellungfindet asber nicht statt (25. 2.).
Länder und Gemeinden:

Jm Preußischen Landtag wird einstimmig mit Ausnahme der

Kommunisten ein Antrag angenommen, der gegen den litauischen
Rechtsbruch im Memelland protestiert. — Jn Berlin und anderen
Städten kommt es zu einem Bierstreik.

s-——

Zur Zeitgeschichie Its-
Die deutschen Vorschlägeauf der Abrüstungs-
konferenz in Genf

Die deutsche Delegation auf der Genfer Abrüstungskonferenz
hat der Konserenz ein umfangreiches Dokument vorgelegt, das die
deutschen Vorschläge zur Abrüstungsfrage enthält. Es zerfällt in
ein einleitendes Memorandum und die Aufzählung der eigentlichen
Vorschläge. Das einleitende Memorandum betont die Tatsache der
deutschen Entwaffung und verlangt, daß diese deutsche Entwaffnung
richtunggebend für sdie allgemeine sein müsse, besonders auch des-
wegen, weil der Völkerbund nur aus gleichberechtigten Mitgliedern
bestehen könne. Es wird ausdrücklich gesagt, daß Deutschland sich
nur an einem Abrüstungsabkommenbeteiligen könne, dessen Be-
stimmungen für Deutschland in gleicher Weise gelten wie für alle
anderen Staaten.

Die deutschen Vorschläge ergeben sich von selbst aus dem Ver-

ssailler Vertrag, dessen wichtigste Bestimmungen über die deutsche
Entwafsnung in ihrem logischen Gedankenaufbau entwickelt sind,
entsprechend dem von Deutschland in der Abrüstungsfrage konse-
quent und selbstverständlichvertretenen Grundsatz, daß die anderen
Staaten dieselben Bindungen übernehmen müssen, die Deutschland
in Versailles auferlegt worden sind. Die deutschen Vorschläge lassen
sich in zwei Kategorien gliedern, einmal in solche, die das Verbot
der eigentlichen modernen Angriffswassen, also der Tustwasse und
besonders des Bombenabwurfs aus der Luft, des chemischen Krieges,
der schweren Artillerie, der Tanks, des Unterseebootes und der

Kriegsschisfeüber 10 000 t, betreffen, sodann diejenigen, die die Her-
absetzung und Beschränkung der Rüstungsfaktoren angehen, die ge-
stattet bleiben fallen, wie z. B. die Erfassung der ausgebildeten Re-

serven, des Kriegsmaterials des Tandheeres, und«zwar sowohl des
im Dienst befindlichen wie des in Reserve befindlichen, das Verbot
der allgemeinen Wehrpflicht oder mindestens der Beschränkung der

ausgebildeten Reserven, das Verbot gewisser Befestigungsarten usw.
Die Form der deutschen Vorschläge ist absichtlich so gewählt,

daß kein sormulierter Vertragstext und keine Ziffern gegebenwer-

den, sondern daß nur die Aufstellung allgemeiner Richtlinien er-
folgt. Es hätte nahegelegen, die vielen, bis ins einzelne gehenden
und vielfach so schikanösen Bestimmungen des Vers-ailler Vertrages
einfach abzuschreiben und in der Form einer allgemeinen Konven-
tion aus den Tisch des Hauses zu legen. Das hätt-e aber sicherzur

sofortigen Ablehnung geführt, da auch die Staaten mit der großten
Neigung zur Abrüstung die bis ins einzelne gehenden Bestim-
mungen des»Versailler Vertrages nicht für sich zu übernehmenge-
willt sind. Außerdem sind aus der Abrüstungskonferenz javzahls
reiche Mächte vertreten, die den Versailler Vertrag und damit die
Einleitung zum Teil V nicht unterschrieben haben. Die allgemein
gehaltene Form erschien deshalb politisch aussichtsvoller. Sie er-
folgte mit dem schon erwähnten ausdrücklichen Vorbehalt, daß für
die Abrüstung Deutschlands künftighin keine anderenBestimmungen-
als die hier abzuschließendeKonvention gelten durfensz Deutschland
hat sich durch die Vorlage seiner Vorschläge ausdrücklichzum Vor-

kämpser und Vorbild der Abrüstung bekanntr Die allgemeineAb-

rüstung muß sich in qualitativer und quantitativer Hinsicht nach
der deutschen Abrüstung richten, und Deutschland kann und wird
künftig nur Abrüstungsverpflichtungenanerkennen, die für alle in

gleicher Weise gelten. Der Führer der deutschen Delegation,Bot-

schaster Radolny, hat in einer wohlabgewogenenRede»die Trag-
weite und den Inhalt der deutschenVorschlage umschrieben; Die

Linien der deutschen Abrüstungspolitikin Genf sind damit sur den

73



Der Heimatdiensi

weiteren Verlauf der Konferenz klar gezogen. Die Konferenz wird

hauptsächlichvor den zwei Fragen stehen, ob die deutsche Abrüstung
richtunggebend für die anderen Völker sein soll und- ob die prak-
tische Anerkennung der deutschen Gleichberechtigung, wo immer die

deutsche Abrüstung nicht als richtunggebend von anderen angesehen
wird, praktisch anerkannt wird. Der schärfsteWiderstand gegen eine

positive Beantwortung dieser beiden Fragen ist von- Frankreich und

seinen Bundesgenossen zu erwarten. Nach dem Verlauf der Gene-

raldebatte ist die Hoffnung nicht abwegig, daß die anderen Staaten

mehr geneigt sind, dem deutschen Standpunkt Rechnung zu tragen.
Auch andere Staaten haben Vorschläge eingereicht, und es ist sehr
bemerkenswert, daß sie sich überwiegend in derselben Richtung be-

wegen wie die deutschen, nämlich in der Richtung des Verbotes der

eigentlichen Angriffs-
waffen oder eines

Teiles derselben und

einer wirklichen Her-

Wie das neutrale Ausland über Tardieus Vorschlag denkt
Die nachstehende Karikatur erschien in der dänischen Zeitung »Berlingste Tit-ende«

Mit derim Kommuniquå ausgedrückten Einigung hat eine

Periode der Auseinandersetzungen einen Abschluß gefunden, die hinter
den Kulissen stattgefunden haben. Dieser Kampf hat sich haupt-
sächlich darum gedreht, ob in dieses Kommuniquå etwas kommen

soll, was der späteren sachlichen Regelung vorgreift. Das ist jetzt
vermieden worden. Aus diesem Grunde hat sich die Reichsregierung
auch mit dieser Regelung einverstanden erklären können. Man hatte
früher den Versuchs gemacht, in dias Kommunique eine Anspielung
hineinzubringen, daß das Hoover-Moratorium verlängert werden

sollte. Der Grund, warum wir uns gegen diese Versuche besonders
gewandt haben, ist der, daß mit der Verlängerung des Hoover-
Moratoriums das Eingehen einer neuen Nachzahlungsverpflichtung
verbunden gewesen wäre. Nach dem jetzt laufenden Hoover-

Moratorium sind die

Beträge, die während
dieses Jahres fällig
gewesen wären, am

absetzung der Rüstun-
gen überhaupt. Frank-
reichs These: ,,Erst
Sicherheit dann Abrü-

ftunsg«, die auf eine

Vertagung der Abkü-

stung auf den St. Rim-

merleinsiTag hinaus-
läuft, hat in der mehr-
wöchentlichen Gene-
raldebatte nur wenig
Anklang gefunden. Es

überwog bei weitem
der Standpunkt, der

auch der deutsche ist,
daß die Abrüstung an

sich die Sicherheit und
den Frieden zu fördern
geeignet sei. Der Wille

zu wirklichen Abkü-

stungsmaßnahmenkam

stark und vielseitig
zum Ausdruck. Hof-
fentlich wird er sich
gegen alle Wider-

stände durchsetzen
S ch . . .

Stand der Reparationsfrage
Reichskanzler Dr. B rüning betonte in seinem bekannten

Jnterview vom 9. Januar, daß der Bericht der Baseler Sach-
verständigen die tatsächlicheZahlungsunfähigkeit Deutschlands zeige.
Es liege klar zutage, daß Deutschliands Tage ihm die

Fortsetzung politischer Zahlungen unmöglich
.mache. Ebenso klar sei, daß jeder Versuch, das System solcher

politischer Zahlungen saufrechtzuerhalten, nicht nur für Deutschland,
sondern für die ganze Welt zum Unheil führen müsse. Bei diesem
Stande der Dinge sei der Reichsregierung ein Spielraum für Uber-

legungen, welchen Stand sie einzunehmen habe, überhaupt nicht ge-
geben. Jn diesen Worten des Kanzlers lag ein klares »Nein«, das
ein befreiendes Auf-atmen im ganzen deutschen Volk auslöste und das
vom Ausland in seiner ernsten unabänderlichen Bedeutung verstanden
wurde. Die für Januar geplante Lausanner Konserenz, zu der diese
feierliche Feststellung den deutschen Auftakt bilden sollte, fand nicht
statt. Ein mehrwöchigerMeinungsaustausch zwischen den beteiligten
Regierungen setzte ein, der seinen Niederschlag am Iz. Februar in
einem gemeinsamen Kommuniquå fand. Hierin wurde festgestellt,
daß die Regierungen Belgiens, Frankreichs, Deutschlands, Italiens,
Japans und Großbritanniens dahin übereingekommen seien, den

übrigen beteiligten Regierungen —- gemeint sind u. a. Griechenland,
Portugal, Jugoslawien —- die Vertagung der Konferenz auf den
Monat Juni zu empfehlen. Aufgabe der Konferenz werde sein,
»sich über eine dauerhafte Regelung der in dem Bericht
der Basler Sachverständigen ausgeworfenen Fragen und über die

Methode zu verständigen, um die anderen wirtschaftlichen und

finanziellen Schwierigkeiten zu lösen, welche die gegenwärtige Wirt-

schaftskrise verursacht haben und fie verlängern könnten. Zu dieser
Entscheidung sind die oben erwähnten Regierungen in der Hoffnung
gekommen, daß hierdurch die internationale Tage erleichtert wird.«

Mit diesem Kommuniquå hat die Reichsregierung ihr Ziel der

Einberufung der Lausanner Konferenz erreicht, wenn ihr auch ein

früherer Termin, den sie zusammen mit der englischen Regierung
anstrebte, erwünschtergewesen wäre. Erwünschter aus dem Grunde,
weil das Zusammentreten der Konferenz unmittelbar vor dem I. Juli,
dem Ende des jetzigen Zustandes, die Möglichkeit in sich schließt,
daß man sich am I. Juli noch nicht über den zukünftigen Zustand
geeinigt hat. Sollte das eintreten, so fällt die Verantwortung denen

zu, die an der Verzögerung der Konferenz schuld sind.
«

l. Juli 1953 nachzu-
zahlen. Eine Verlän-

gerung des Hoover-
Moratoriums hätte be-

deutet, daß auch die

während des neuen

Moratoriums zurück-
geftellten Beträge am

l. Juli 1953 hätten
nachgezahlt werden

müssen, was aber in
der jetzigen Situation

nicht möglich ist. Wir

haben es also abge-
- lehnt, ein neues Zah-

lungsversprechen zu
geben.

Der zweite Punkt,
um den sich die Aus-

einandersetzungen
hinter den Kulissen

Nein, was für ein schöner neuer Palmenzweig aus Frau-reicht

gedreht haben, war

der, ob in irgendeiner
pzs deutlichen oder un- —

deutlichen Anspielung
das Weiterbestehen des

. young - Planes er-

wähnt werden solle. Vom young-Plan ift im Kommuniqucå kein
Wort enthalten, es heißt nur, daß die in dem Bericht der Basler
Sachverständigenausgeworfenen Fragen ,,dauerhaft« geregelt und die .

anderen wirtschaftlichen und finanziellen Schwierigkeiten gelöst
werden sollen. Von unserem Standpunkt aus ist die Situation so,
daß beide Parteien, Gläubiger sowohl wie Schuldner, in die

Konserenz hingehen, ohne daß irgendein Vorbehalt oder eine Zurück-
weisung oder auch nur eine Anspielung «an den in den oben

erwähnten Reichskanzler-Jnterview klar zum Ausdruck gebrachten
deutschen Standpunkt zu finden ist. Mit anderen Worten: auch die
andere Seite geht in voller Kenntnis der deutschen Auffassung in
diese Konferenz. h d e.

Nach der französischenKrise
Die französischePolitik ist nach dem Sturz des Kabinetts Tavals

Tardieu durch die Bildung des Kabinetts TardieusLaval nach ein-

wöchigerKrise wieder an ihren Ausgangspunkt zurückgekehrt. Der

Versuch der linksgerichteten Hälfte des Senats, eine gewisse allgemeine
Mißstimmung dieser politisch-parlamentarischen Körperschaftgegen
Taval zu einer Verschiebung der augenblicklichen innerpolitischen
Machtverhältnisseauszunutzen, ist demnach gescheitert.

Man wird sich«daran zu erinnern haben, daß die Krise, so
plötzlich sie gekommen ist, doch in ihrem Keim länger zurückverfolgt
werden kann. Die beherrschende Machtposition .der Regierung in
der Kammer entsprach nicht ihrer Stellung in dem — wenn auch
gemäßigt —- linksgerichteten Senat. Wenn sich die Regierung in
der Kammer leicht über die Wünsche der Tinksopposition hinweg-
setzen konnte, so war immerhin dem Senat gegenüber,wenn auch nur

in der Form, eine gewisse Rücksichtam Platze, um die an sich schon-
vorhandenen oppositionellen Gefühle nicht wachzurufem So haben
neben anderen, an sich fast nebensächlicherscheinenden Momenten,
schließlichdie Meinungsverschiedenheiten über die von der Kammer-

mehrheit gegen die Obstruktion der Linken beschlossene Wahlreform,
die auf eine Stärkung der Herrschaft der Rechten hinauslaufen
konnte, eine Verschärfung der vorhandenen Gegensätze hervorgerufen,
die infolge der nicht ganz psychologifchen Behandlung dieses Streit-

falles durch den Ministerpräfidenten vor dem Forum des Senats

zu einer Mißtrauenserklärung und somit zum Sturz der Regierung
Laval geführt hat.
Genügte nun dieser Zwischenfall, um iden bisherigen Regierungs-

kurs zu verändern? Als gegebene Größen für die weitere Ent-
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wicklung waren zu berücksichtigen: Die
» erwiesene Unmoglichkeit

eines Linkska·binetts, der wunsch des PrastdentenUnd des, Sen-Its

nach Konzentration, die InteressengemeinschaftLavalsTardieu und
die Abneigung der sozial-radikalen Partei, im letzten Augenblick
vor den Wahlen einer Konzentration mit der Rechten beizutreten,
in der sie selbst nicht das Innenministerium beherrschten.Gerade
dieser letzte Punkt war es aber der auch für die andere Seite, die
Regierungsmehrheit, von ausschlaggebenderBedeutung war. Die

BemühungenPainlevös, im Sinne der Senatswünsche ein Übergangs-
ministerium zu schaffen, scheiterten insbesonderean dieser personen-
frage. Sie scheiterten eben daran, daß Tardieu-Laval nicht daran

dachten, ihre in der Kammer gesicherte beherrschende Stellung vor

und während der Wahlen aufzugeben. Ohne ihre Mitarbeit War

aber der Sturz Painlevös bei seinem ersten Auftreten vor der
Kammer sicher.

Nachdem sich die Unmöglichkeit gezeigt hatte, mit dem Mittel
eines Übergangs- oder Versöhnungskabinettsüber »die Krise hinweg-
zukommen, kam nunmehr der Versuch in Frage, ein Ministerium
durch einen Vertreter der bisherigen Kammermehrheit zu bilden,
dessen Sache es war, irgendwie die grollende Senatsmehrheit zu be-

schwichtigen. Da eine Wiederbetrauung Lavals nach den kürzlichen
Vorfällen im Senat schwerlich in Frage kam, war Tardieu der ge-
gebene Mann. Wenn auch im Senat nicht übermäßig beliebt, hatte
er doch in letzter Zeit, namentlich durch sein in Frankreich allgemein
gebilligtes Auftreten in Genf, sich wieder eine solche-Stellung ver-

schafft, daß nach Auffassung des Staatsoberhauptes auch der Senat
ohne zwingenden Grund ihn schwerlich im Augenblick würde fab-
lehnen können. Tardieu, dem es wahrlich an Entschluß- und Ver-

antwortungsfreudigkeit nicht mangelt, hat denn auch in wenigen
Stunden eine Lösung bewerkstelligt, die nach seiner Auffassung ihm
alle Wirkungsmöglichkeiten gibt und gleichzeitig den Senat be-

sanftigen müßte. An der Wahlreform, dem unmittelbaren Stein des

Anstoßes,will er sich mehr oder weniger desinteressieren. Die Ver-
kleinerung sdes Kabinetts entspricht dem seit langem gerade vom

Senat verlangten Sparprogramm, und die Ernennung des Senators
Mahieu zum Jnnenminister, eines allgemein geachteten, eher links-
gerichteten alten Herrn, soll auch hier seinen guten Willen beweisen.
Dafür hat sich Herr Tardieu sein Kabinett um so mehr nach seinen
Wünschen umgestaltet. Das Außenministerium, seit Jahren sein
letztes Ziel, ist nunmehr seine Domäne geworden. Daß Tardieu in
das Kriegsministerium einen ausgesprochenen Budgetfachmann gesetzt
hat, zeigt sein Bestreben, auch in diesem Ressort, als premierk
minister, seinen politischen Einfluß zu behalten. Schließlich bedeutet

die Besetzungder Staatssekretärpostenim Ministerpräsidium und dem
Ministerium des Innern durch ausgesprochene eigene Vertrauens-
leute —- den bisherigen Innenminister Cathala bzw. Foulon —,
daß auch die Jnnenpolitik durchaus nach seinen Weisungen geführt
werden soll.

· »Tar·dieuhatte, obwohl auf dem Nebengeleise des Lan-dwirtschafts-
ministeriums, bereits die politische Richtung des ersten Kabinetts

Lavalmaßgebendbeeinflußt. Das kurze Zwischenstadium im Kriegs-
ministerium zu Beginn der Abrüstungskonferenzhatte die Rückkehr
des aktivstenPolitikers Frankreichs in die Weltpolitik eingeleitet.
Als Ministerpräsidentund Außenminister hat Tardieu nunmehr auf
die Kulissenverzichtet, die er eine Zeitlang für seine politische Arbeit
benotigte. Tardieus Innen- und Außenpolitik, über Vorurteile

erhaben,aber sicher in ihren Zielen, wird klarer und unbeirrbarer
als Je zuvor der Weltpolitik aller Länder ihre Aufgaben stellen- Trotz
der kurzenSpanne bis zu den Kammerwahlen dürfte sich Tardieu
kaum mit der Rolle eines »Ubergangsministeriums«bescheiden, viel-
mehr seine Zeit zur Erreichung eines gröstmöglichstenErfolges aus-

zunutzen trachten. -

B m.

Zollmauer um England
Das längstErwartete ist nun Tatsache geworden: mit dem

l. Marz findet die Epoche grundsätzlichenFreihandels ihr Ende
durch den Ubergang zum ausgesprochenen allgemeinen Zollschutz.
Seit der Aufhebung der Einfuhrzölle auf Getreide im Jahre 1846

war Englandbis Kriegsende 1918 freihändlerisch,d. h. es gab zwar
einige wenige Finanzzölle, die nur aus fiskalischen Gründen er-

hoben wurden, im übrigen aber wurde die Wareneinfuhr nicht
weiter erschwert. Ein im Jahre z903 von dem damaligen Kolonials
minister Iosef Chamberlain unternommener Versuch, England zum
Schutzzoll zu bekehren, schlug fehl. Mutterlansd und Kolonien
sollten zu einem im wesentlichen auf sich selbst gestellten Weltreich
zusammengeschlossenwerden und sich zu diesem Zweck nach außen
zur Abwehr fremder Einfuhr mit einem Zollwall umgeben. Es ist
nicht uninteressant im Hinblick auf die gegenwärtige Entwicklung,
daßseinerzeit die Notwendigkeit eines Schutzzollsystems damit be-
gründet wurde, daß England nicht bei seiner freihändlerischen
Politik bleiben könnte, da- die fremden Länder, die den englischen
Fabrikaten ihre Tore verschlössen,ihre Überproduktionauf den seng-
ltfchen Markt warfen und der englischen Industrie ihre Absatz-
gelegeiiheit auf der ganzen Welt schmälerten. Dieser Plan scheiterte
an dem ziemlich einhelligen Widerstand der öffentlichen Meinung.

Mit der Beendigung des Weltkrieges hat sich aber erst allmählich,
in den letzten Jahrendann immer stärker die englische Handels-
politik in der Richtung wachsenden Zollschutzes zur Erschwerung
ausländischen Warenabsatzes entwickelt. Grundsätzlich hat England
aber noch bis. in die letzten Jahre um die Aufrechterhaltung des

Freihandels, z. B. auf den Genfer Wirtschaftskonferenzen durch
Unterstützung der Idee eines allgemeinen Zollfriedens, gekämpft.
Schließlich aber hat auch England idem Zuge der Zeit sich beugen
müssen,namentlich nach dem Sieg der Konservativen im Oktober
v. I. Schon vor dem nunmehr vollzogenen Übergang zum Schutz-
zollsystem bestand ein buntes Gemisch aller möglichen Einzelzölle:
McKennazölle, Zölle zum Schutz gewisser für die Landesverteidie

gung wichtiger Industrien, Zölle auf bestimmte Genußmittel, auf
Seide und Kunstseide, ferner die sog. sakeguardingZölle Im
November und Dezember vorigen Jahres endlich wurden hohe Zölle
(50 v.H. vom Werte der Einfuhrwaven) zur Verminderung sog.
anormaler Einfuhr eingeführt. Am historischen 4. Februar d. I.
teilte das englische Kabinett dann dem Unterhause durch den Mund

seines Finanzministers Neville Chamberlain die Schutzzollvorlage
mit. Diese sieht einen allgemeinen Einfuhrzoll von 10 v.H. vom

Werte der Waren vor. Eine besondere Kommission setzt darüber
hinaus für Waren, deren Einfuhr besonders unerwünscht ist, höhere
Zölle fest. Gegenüber der Einfuhr solcher Länder, in denen die eng-
lische Ware besonders benachteiligt wird, z. B. durch Geldentwer-

tungszölle, können Vergeltun zölle bis zu 100 v.H. des Waren-
wertes angewandt werden. en sehr bedeutenden englisch-en Zwi-
schenhandel mit anderen Ländern will man durch Einrichtung einer

Reihe von Freihäfen aufrechterhaltem Völlig zollfrei bleiben nur

gewisse Lebensmittel und Rohstoffe. Völlig zollfrei bleibt aber

auch —- und das ist das zweite Ziel der Zollregelung — die Ein-

fuhr aus den englischsen Kolonien. Die Reichskonferenz im Juli
in Ottawa wird darüber endgültig entscheiden, ob die so vorberei-
tete Schaffung eines in sich geschlossenen Empires gelingt. In
einem schicksalsschweren Kreislauf kehrt damit die englische Han-
delspolitik zu den plänen Iosef Chamberlains vom Jahre 1903 zu-
rück. Es hatte daher seine Berechtigung, wenn englische Zeitungen
den 4. Februar als einen ,,Sieg der Thamberlains« bezeichneten,
war es doch, wie schon erwähnt, der zweite Sohn Iosef Chamber-
lains, Neville Chamberlain, der als Finanzminister des MacDonald-
Kabinetts in einer großen Rede dem Parlament den historischen
Regierungsbeschluß bekanntgab. Außer ihm war auch Austen
Chamberlain, der älteste Sohn Iosefs und langjähriger englischer
Außenminister, anwesend.

-

Die Abkehr vom grundsätzlichenFreihandel hat sich nicht ohne
Widerspruch von liberaler und arbeiterparteilicher Seite vollzogen.
Auch bestimmte Industrien haben schon die Befürchtung laut

werden lassen, sie würden durch Verteuerung der Rohstoffe und der

Lebenshaltung der Bevölkerung in der Wettbewerbsfähigkeit mit

dem Auslande beschränktwerden. Aber im Gegensatz zu 1903 hat
doch die schlechte Finanz- und Wirtschaftslage im allgemeinen dem

Schutzzollsystem in England eine gute Aufnahme bereitet. Man

verspricht sich davon eine fühlbare und rasche Erleichterung der

gegenwärtigen Schwierigkeiten. Ob diese in dem erhofften Aus-

maße eintreten wird, ob es vor allem gelingt den Handelsverkehr
mit den Kolonien wesentlich zu steigern, vermag nur die Zukunft
.u lehren. -

z
Für die nichtenglische Welt, vor allem für Deutschland, be-

deutet der handelspolitische Wandel Englands eine weitere starke
Erschwerung der Absatzmöglichkeitfür die heimischen Industrien.
Bereits im Januar ist die deutsche Ausfuhr nach England um über .

50 Millionen RM. zurückgegangen. Jm Jahre 1931 (Januar bis

September) stammten rund 20 v.H. der deutschen Wareneinfuhr
aus England und seinen Kolonien, Deutschland selbst setzte etwas

über 15 v.H. seiner gesamten Ausfuhr dorthin ab. Auch für uns

kann sich auf die Dauer aus dem Schritt·Englandsder Zwang zu
einer Verschärfung der Abwehr fremder Einfuhr ergeben.

·

Mit überwältigender Stimmenmehrheit —- 442 : 62 —- ist am

26. Februar vom englischen Unterhaus ldie Zollgesetzvorlage der

Regierung in dritter Lesung angenommen worden. W,g.

Zuspitzuiig tin fernen Osten
Trotz aller Appelle und Vermittlungsvorschläge aus Genf,

Washington und London hat sichsder am 18. September1931 aus-

gebrochene chinesischsjapanische Konflikt weiter verschlimmert.»Es

ist sogar im Laufe des Januar zu dem eigentlichen mandfchurischen
Konfliktsftoff ein neues Ereignis hinzugetreten, das die Verständi-
gung noch mehr erschweren wird und dessenAusgang vorlaufig noch

gar nicht abzusehen ist, nämlich das kriegerischeVorgehen Japans
an den Grenzen der internationalen Niederlassungenvon Schanghai
gegen die chinesischen Truppen. Was will Japan mit dieserneuesten
Aktion und was können die Mächte unternehmen, um diesem schon
nicht mehr abzuleugnenden offenen Kriegszustand zwischen den beiden

Ländern entgegenzutreten? « »
»

Der Anlaß für das japanischevZugreifenin der Mandschurei
war die wachsende Gefahr, daß China durch Ausbau seiner Sied-
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lungstätigkeit und seiner wirtschaftlichen Stellung jenseits der Großen
Mauer sowie durch Unterhöhlung des japanischen Verkehrsmonopols
der südmandschurischenBahn Japan langsam aus der Mandschurei
hinausdrängen würde, in der das Jnselreich seit dem glücklichen
Ausgang des RussischiJapanischen Krieges und noch mehr seit den

21 Verträgen vom Jahre 1915 besondere vertragliche Vorrechte be-

sitzt. Japan begnügte sich daher nicht mit einer bloßen militärischen
Demonstration, sondern es besetzte alle wichtigen Verkehrslinien und

Knotenpunkte des ganzen Landes bis nordwärts nach Charbin und

Tsitsikar und südwestlichbis Chingchou und der Großen Mauer. Die

zweite japanische Etappe bildete der Ausbau eines neuen autonomen

Verwaltungs- und Regierungssystems, das, nach außen hin auto-

nom, die Interessen Japans vertritt und für welches Tokio so wich-
tige Persönlichkeiten zu gewinnen wußte wie den letzten Sproß der

Mandschu-Dynastie, den erst 28jährigen prinzen puji, welcher Mitte

Februar um räsidenten der mandschurischen Republik ausgerufen
worden ist. Unter dem Schutze dieses autonomen Regimes wird

Japan seine wirtschaftliche Stellung in der Mandschurei, die für
das raum- und rohstoffarme Land lebenswichtig erscheint, systema-
tisch ausbauen und nach Maßgabe der wiederkehrenden inneren Be-

ruhigung der drei« mandschurischen provinzen seine Truppen all-

mählich vermindern oder gar in die Bahnzonen zurückziehen. Wenn
der jetzige japanische Ministerpräsident Jnukai seinerzeit in einer

Presseunterredung erklärt hat, daß Japan die Mandschurei nicht ein-
mal geschenkt nehmen würde, da ihr Besitz das Tand militärisch und

politisch viel zu sehr belasten müßte, so erscheint uns diese Erklärung
durchaus nicht unglaubwürdig angesichts der Tatsache, daß keines-

wegs japanfreundliche Mächte gerade ein japanisches Festbeißen in

der Mandschurei herbeiwünschen. Japan will im Grund-e den Zu-
stand wiederherstellen, der«in den »zuverlässigen«Jahren des Mar-

schalls Tschangtsolin bestanden hat und ihn durch neue, weitergehende
Garantien unterbauen.

Für dieses Ziel braucht man aber die Zustimmung der Mächte
und ein Nachgeben Chinas, dessen nationalistische Kreise jeden
irgendwie gearteten Verzicht auf die Mandschurei weit von sich
weisen und eine Vernichtung der ungleichen Verträge mit Japan
verlangen. Da die chinesische Nationalregierung mit militärischen
Machtmitteln in der weitentfernten Provinz nichts Unternehmen
kann, und da der Völkerbund versagt hat, so verwendet China die

einzige ihm gebliebene Waffe, nämlich den Wirtschaftsboykott Wenn

wir diese beiden Tatsachen nebeneinander halten, so verstehen wir

den Grund des japanischen Eingreifens in Schanghai. Um einen

politischen Druck auf China auszuüben, hätte die japanische Armee

auch über die Große Mauer nach Tientsin und Peking marschieren
können. Aber wirkungsvoller war ohne allen Zweifel die Beherr-
schung des yangtsesWasserweges, über den drei Viertel der ge-

samten chinesischen Eins und Ausfuhr geht. Die Tatsache, daß die

Japaner in Schanghai zunächst nur mit einer geringen Truppen·
macht vorgegangen sind, scheint anzudeuten, daß man sich den ,,mili-
tärischen Spaziergang« nach Mittelchina in Tokio viel leichter vor-

gestellt hat, als er in der Tat ist. Schon der Inhalt des Ultimatums,
welches der japanische Flottenkommandant am 18. Januar dem

chinesischen Oberbürgermeister von Schanghai überreichte, deutet auf
das eine der beiden japanischen Kampfziele hin, nämlich auf den

Alte brannenbnrgijche Breiäre .- zip-« Hm ze-« .

Abbruch des Wirtschaftsboykotts, der sich auf das japanische Wirt-

schaftsleben in verhängnisvoller Weise auszuwirken beginnt. Da-
neben spielte die Wiedergutmachung tätlicher Übergriffe und Miß-
handlungen nur eine untergeordnete Rolle. Es war klar, daß eine

Stadtverwaltung nicht für den Abbruch einer Bewegung Garantie

leisten konnte, die eine nationale Angelegenheit des ganzen Riesen-
reiches geworden ist« Einen Zweck aber hat Japan mit seinem
Vorgehen in Schanghai bereits erreicht: Das Weltinteresse wandte

sich von den mandschurischen Vorgängen dem Schicksal der Millionen-

stadt am yangtse mit ihren riesigen internationalen Jnteressen zu,
und Japan kann indessen seine mandschurische Stellung ungestört
ausbauen. Es hat den Anschein, als wenn die Großmächte eines

Tages froh sein würden, wenn wenigstens der Krieg um Schanghai
ein schiedliches Ende findet, ohne sich all zuviele Sorgen um die

mandschurische Zukunft zu machen.

Die Lage des Völkerbundes im ostasiatischen Konflikt ist von

Monat zu Monat schwieriger geworden. Nachdem die etwas über-

eilten und wenig sachverständigen Schritte des Völkerbundsrates
vom September auf der Sondersitzung in Paris zugunsten Japans
revidiert worden waren und man mit Hilfe der Entsendung einer
internationalen Studienkommission einen glücklichen Ausweg ge-
funden zu haben glaubte, sorgte Japan dafür, daß sich der Presiiges
verlust des Völkerbundes weiter fortsetzte. Hatte es die japanische
Regierung bereits anläßlich der mandschurischen Streitfragen nicht
für notwendig gehalten, den Völkerbund als Schiedsrichter heranzu-
ziehen, sondern zur militärischen Selbsthilfegegriffen, so bedeutete
das Bombardement einer offenen Handelsstadt mit internationalen

Interessen auf Grund einiger Tätlichkeiten und wirtschaftlichen
Terrorakte eine offene provokation nicht nur des Völkerbundes,
sondern auch der Großmächte, die gezwungen waren, Gewehr bei

Fuß in ihren Niederlassungen dem Schauspiel eines Großkampfes
zwischen Häuserreihen Handelsflotten und modernen Fabriken zuzu-
sehen. Die wiederholten Appelle, welche der Völkerbund sowie die

Regierungen der großen Mächte an Japan und —- der Form
halber —- auch an China gerichtet haben und eine in sehr ener-

gischem Ton gehaltene Genfer Note nach Tokio haben in Japan
keinerlei Eindruck gemacht, und die ausweichende Antwort des japa-
nischen Ratsvertreters und der japanischen Regierung bewies deut-

lich, daß die Regierung in Tokio sich vorläufig keinerlei Bindungen
auferlegen lassen-s will. Bedeutete schon Chinas Anrufung der

"

Völkerbundsartikel 10 und 15 auf Grund der Schanghaier Vorgänge
ein Hinausgehen über die bisherigen Ratsmethoden —- ohne freilich
THirkungsvoller als jene zu sein —, so stellt die Einberufung einer

außerordentlichen Bundesversammlung zum Z. März dieses Jahres
eine letzte und äußerste Maßnahme dar, um Japan zum Einlenken

zu bewegen. Inzwischen ist auch die Washingtoner Regierung durch
den Mund des Staatssekretärs Stimson recht deutlich geworden, so

» daß sich eine steigende außenpolitische Isolierung Japans am Hori-
zont abzeichnet. Dreimal, in Shimonoseki, in Portsmouth und in

Washington, hat Japan seine allzu weit gesteckten Ziele unter dem
Druck der Mächte revidieren müssen. Es ist nicht ausgeschlossen,
daß es im·Jahre 1932 zum vierten Male die Grenzen weltpolitischer
Moglichkeiten erkennen lernt.

Dr» W alte r H a gem a n n.

Zu äen Jubelfeiern von Beet-an, Oeanienburg, Krisis-in mal spart-lau
— Aus den abklingenden Wendenzeiten der Mark, jenen fern zu-»
rückliegenden Tagen, da mit den nordwärts vordringenden Sachsen-
stämmen auch deutsche Art und christliches Wesen im Flußbereich
von Havel, Spree und Oder Wurzel
zu fassen begannen, schimmern die

Namen einiger, noch immer gegen-
wärtiger Burgstäsdte herüber, die

uralten Überlieferungen nach vor

acht- und siebenhundert Jahren ge-

gründet oder doch zuerst erwähnt
worden sind. Zwei von ihnen,Bötzow,
das jetzige Oranienburg, und Span-
da,u, des alten Preußens stärkste
Festung, wuchsen an der Havel her-
an-. Küstrin, Berlins Wehr gen Osten,
dort, wo sich die Warthe in den

Oderstrom ergießt, und Bernau, das

alte Hussitennest und die betagteste
und heute kleinste Stadt dieser vier

Gründungen, »an jenen Roten Fel-
dern, von denen aus die panke ihre
bescheidenen Gewässer nach Süden zu
in die Spree sendet. Mögen ihre -

Türme und Wehrgänge, ihsreMauern,
Umwallungen und Gräben auch zum
Teil ges-allen oder überwachsensein,
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Oranienburg, feste-z Haue-, Havelpaß und kurfürstlicherLustgarten
Nach einem Merianschen Kupferstich

mögen Beschießungen,Feuersbrünste oder die Bedürfnisse, Gestal-
tungen und Krisen späterer Generationen immer wieder andere Züge
in diese altersgrauen Stadtbilder gezeichnet haben, wie sie sich in der

Nähe von märkischen Kiefernwäl-
dern und Seen mit ihrem verwitter-
ten Mauerwerk von Toren, Giebeln
und Kirchen als sichtbare Zeichen
vergangener Geschichte erheben, sind
sie immer noch ein Mittel, den Geist
und die Schicksale dahingeschwun-
dener Geschlechter zu erkennen.

Vielleicht sieht man es

Oranienburg,
das von den vier Jubiläumsstädten
den heitersten, freiesten Zug ver-

spüren läßt, dem Luise Henriette,
jung verheiratete Gattin des großen
Kurfürsten, nicht nur Namen und

Fürsorge, sondern von dem Stil-

gefühl ihrer holländischen Herkunft
aus wahrscheinlich auch bestimmte
gärtnerische und architektonische
prägungen gegeben hat, heute noch
ein wenig an, daß es ebenso wie

das ganze anders wirkende Küstrin
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lange Residenz mit glänzenden Empfängen und ·Wasserkünsten,rau-

schenden Festen und Singspielen auf der Naturbühne des jetzt etwas

verwildert und leer anmutenden parkes gewesen ist. Hier verbrachte
nach der für Preußen verlorenen Kolliner Schlacht der in Ungnade
gefallene Bruder August Wilhelm des großen Friedrich die letzten
müden Tage. Das ziemlich verbaute Schloß, in dem er starb, nach
großen Bränden von 1833 und 1842

stellenweise neu aufgeführt, mit

hübscher hellgelber Fsassade am ka-

stanienumstandenen Marktplatz und

vielfenstriger Wasserfront zum grü-
nen Havelufer, ist jetzt zum Lehrer-
seminar eingerichtet und besteht nur

noch zu Teilen aus jener 1700
von Eosander von Goethe erweiter-
ten Residenz, wie sie Mennhardt,
der auch die Zeichnung zu der Me-

rianschen Ansicht lieferte, 1651 für
die Kurfürstin errichtete. Von der

alten Burg Bötzow, die sich auf
dein Boden einer wendischen Nieder-

lassung erhob, in den Tagen
Joachims II. einem wieder zerstör-
ten Jagdschloß platz machen mußte,
und dem berühmten, von Luise Hen-
riette gestifteten Waisenhaus blieb
nichts erhalten. Die schlichte, oft von Bränden heimgesuchte Nikolais
kirche ist stark restauriert worden, und die Stadtgegend am Bahnhof

cesmpsfcikilrligtdurch Auer-, Kaiserhüttenwerke usw. bereits industriellen
in ag.

« Hingegenhat sich, als ein seit altersher auf bürgerlichem Ge-

meinsinngegründetes Stadtwesen, das ebenso im nördlichen Berliner
Eisenbahngebiet, nur etwas weiter

östlich
«

liegende

Bernau

seine mittelalterlichen Züge treu

bewahrt. Noch immer ist die große
Ringmauer, die dem Hussiten-
sturm 1432 widerstand, genau zwei-
hundert Jahre, nachdem Bernau
Stadtrecht verliehen wurde, zum
großen Teil, an einigen Stellen
noch in ihrer ursprünglichen Höhe
von sieben Metern, vorhanden-
Und auch sonst wird es in dieser
alten, geschlechterftolz und er-

werbsfroh gebliebenen Brauer- und

Tuchmacherstadt, die auf der
Fliagge den roten brandenburgischen
Ildler und den braunen Bären
fuhrt und in ihren besten Zeiten be-
sondere Vorschriften gegen Schwel-
gerei und Luxus erlassen mußte,
nicht viel anders als in den Tagen von Georg Rollenhagen gewesen
sein,»der-hier1542 geboren wurde und aus den Jugendeindrücken
der landlichenUmgebung,die sich nach dem reizvollen Liepnitzsee hin
erstreckt,Jene Dichtung vom ,,Froschmäuseler«schuf, die nach dem

,,ReinekeFuchs« als bedeutendste Tiergeschichte der deutschen Tite-
ratur gilt. In der St.-Marien-Kirche (früher Katharinen-), 1141 ge-
grundet und bis 1484 ausgebaut, lag einstmals des Schwedenkönigs
Gustav Adolfs Leiche aufgebahrt,

"

und von den alten Toren

ragen noch zwei als sehr starke
Turme, von jenen Zeiten kün-

dend, in denen eine machtbe-
·

wußte,wehrhafte Bürgerschaft die

Quitzowsund später die Hufsitens
sturme abwehrte.

Von den beiden eigentlichen-
brandenbukgischen Festun städten -«a«-VH«HT.«FLIgis-»F

Züstrin und Spandau Falstdie ALTE-DRITTERostlich von Berlin auf einer Insel
«

««"«««
gelegene Ultstadt von

"

Küstrin,

zuerst 1232 als Fischevdorf Coztes
rine urkundlich erwähnt, lange durch
ihren natürlichen Schutz von Fluß
und Gräben »als offene Stadt. Trotz
spaterer starker Ubwehranlagen
wurde sie 1758durch ein neun-

tagiges Bombardement der Russen
bis auf wenige Gebäude zerstört,

Bei-nach Ausfchnitt aus einem Merianschen Kupfersiich

-«
»

« von den
,:-.« 4.-,-..

-

Das Hohe Haus Gästen-, Ausschnitt aus einemMerianschen Kupferstich

Die »Beste«Spenden-, Kupferstich von Merian

worauf Friedrich der Große in Erinnerung an die drei trübsten
in Küstrin verbrachten Jugendjsahre —- wurde doch nach seiner miß-
lungenen Flucht 1730 der Freund Katte hier hingerichtet — sich
ihren Wiederaufbau angelegen sein ließ. Vorzugsweise Soldaten-,
dann hauptsächlichBeamtenstadt, trat das Bürgertum, das sich mehr
in der modernen, weitläufig und etwas nüchtern angelegten Neustadt

ansiedelte, merklich zurück und
wird auch kaum wesentlich in den-

friderizianischen Stadtkern eindrin-

gen, da die nach den Bedingungen des

Friedensvertrages sich vollziehende
Schleifung der alten Festungs-
anlagen Privathäusern nur wenig
Raum zu bieten vermag. Am Ialten

Schloß, es ist wie das ursprünglich
in Barock aufgeführte Rathaus durch
spätere Ergänzungsbauten stark ver-

ändert, prangen noch Renaissances
portale und Rrchitekturreste in
Terrakotta aus der markgräflichen
Zeit. Von Schinkel stammt die

Jnnenarchitektur der nach den Schä-
den der rufsischen Beschießung
wesentlich umgestalteten pfarrkirche,
die besonders am unteren Turm

noch mittelalterliche Mauerteile zeigt.
Wird im Charakter von KüstrinsNeustadt durch Holzwerke,

Brennereien und kleinere Fabrikbetriebe schon ein merklicher indu-

strieller Unterton spürbar, ist

Spandau

im Laufe der Zeiten ganz zur Fabrikstadt geworden. Mit den

Deutschen Werken und anderen

Jndustrieanlagen, mit der nahen
Siemensstadt, in der Dampfhämmer
dröhnen und unzählige Schornsteine
rauchen, mit Heerscharen von Ar-

beitern und Handwerkern, auf die

heutzutage leider auch eine starke
Arbeitslosenziffer kommt, die die

Bevölkerungszahl jeder der drei an-

deren Jubiläumsstädte bei weitem

übersteigt, weist sie gegenüber
dem Stadtbild der früheren Jahr-
hunderte so erhebliche Umgestal-
tungen auf, daß außer dem uralten

Juliusturm nur noch die gedrun-
gene, wehrhaft anmutende Rikolais

kirche aus dem 14. Jahrhundert
und Reste der Festungswerke Kunde

vielfachen Schigxalen""" «

" « «

des Ortes geben, dem 1252 arkt
und Gerichtsbarkeit verliehen wurde.

»
Nicht immer verknüpfen sich er-

hebende Begebenheiten mit der Geschichte dieser alten brandens

biirgischen Zwingburg, die Anna SYdow, die ,,schöneGießerin«,
und viele andere Opfer einer drakonischen Staatsraison in

strenger Haft hielt. Von allen Gefangenen, die Spandau sah,
ist vielleicht Gottfried Kinkel, der nicht auf der Zitadelle,

«

«- ::«c

·

It « ;
ti«

-

Isz» MAX-»-
»

sondern in dem längst abgebrochenen Zuchthaus saß, und von Karl

Schutz, dein späteren amerikanischen Staatsmann, in tollkühner

Flucht nach England befreit wurde,
der berühmteste gewesen.

Wer jedoch die Sinne von

diesen Erinnerungen und vom

Rhythmus der Arbeit abkehrt, der

Spandau überall erfüllt, wer durch
die allzu engen Gassen der Alt-

staidt wandelt und den Turm der

verwitterten Backsteinkirche bis

in das Gebiet der Dachbalken und

Fledermäuse hinauf besteigt,- dem

öffnet sich der weite Blick auf
das mit üppigem Busch- und Wald-

bestand, mit blühenden Feldern
und schimmernden Wasserflächen
gesegnete Havelland.

Und fern im Nordwesten —-

dem Blick nur noch schwach er-

kennbar —- ragen die Türme der
Funkstation Nauen, durch die

Berlin bis zu den überseeischen
Ländern spricht.
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Zwei wertvolle Bücher
über das Äuslandsdeutschtum

Dr. FRITZ WERLHEIMER

Generalsekretär des deutschen Auslandsinstitutes in Stuttgart
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Zweite, stark erweiterte Äuflage

Über 400 Biograpbien

»

Aus

352 seiten X46 Bildnisse XUmfassens

des Nachschlageregister , Preis ge-

bunden Rm. 12.—, broschiert

Rm. 10.-··

den Presseurteilem

Politisches Tageblatt, Aachen:

20—30 Millionen deutsche Stammesbrüder leben
im Ausland. Volksgruppen von starkem Lebens-

willen, von-hohem Verantwortungsgefühl, von un-

erhörter Opferhereitschaft und Tapferkeit. Über

die politische Gliederung und Betätigung dieser

Deutschen hat zum erstenmal Dr. Fritz Wert-
heimer . . . einen klaren Überblick gegeben.
Die Tatsache, das die erste Autlage dieses Buches
bald nach Erscheinen völlig vergriffen war, spricht
tür die Notwendigkeit dieser ungewöhnlich reich-

haltigen Gesamtdarstellung und Materialsamms

lung. Man wird über das Auslandsdeutschtum in
seiner wirtschaftlichen, kulturellen uud politischen
Bedeutung für das Deutsche Reich nicht mit-

sprechen können, ohne dieses lückenlose und be-
deutsame Material zu kennen.

Hamburger Fremde11blaftt:
. . . diese Arbeit ist eine der wertvollsten litera-

rischen N euerscheinungen für das Deutschtum in

Europa und unentbehrlich jür jeden Politiker und

Mitkämpter kür unser Volkstum und seine Ziele.
B. G. H. im E. F.

Deutsche Zeitung von Mexiko:

. . . die Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse

die Grundlage für alle Diskussionen nnd Br-

örterungen . . .

Deutsches Volksblatt, Novisa—d:

. . . in Wertheimers Buch finden sich die Tatsachen
so lückenlos und bedeutsam, so zuverlässig und

kesselnd, wie sie vielleicht in keiner der schritten
über das Thema Auslandsdeutschtum der letzten
20 Jahre zu iinden sind.

Dr. jur. et phil. HUGO GROTHE
Leiter des Instituts färduslandskunde, Grenz- undAuslandss

deutsehtum in Leipzig

llielleulstlsgnitsillieksee
Eine skizze ihres Werdens, ihrer Verbreitung und
kulturellen Arbeit
In Verbindung mit dem Verein für das Deutschtum im Ausland

320 seiten —-Ätlasbeilage mit 48 mehr-

tarbigen Kartenslcizzen J Preis ord.

geheftet Rm.·10.—, geb. in Halbleinen

Rm. 12.-—

Die ersten Werturteile:
Dr. Franz Tierfelder schreibt in

,,Volk und Heimat-S München-

Das neue Werk Hugo Grothes, des verdienstvollen
Vorkämpkers für wissenschaftliche Volkstum·

korschung, füllt eine empfindliche Lücke in der
emeinverständlichen Volkstumsliteratur aus.

ährend wir kür das europaische Deutschtum in
P. Rohrbachs »Deutschtum in Not« ein reich

ausgestattetes Ubersichtswerk besitzen, —

. . .

fehlte eine Darstellung für das Deutschtum in
Übersee . . . . Das Buch bringt vor allem in
seinem Kartenteil Übersichten, die für künftige
Arbeiten, wenn auch in mancher Beziehung noch

berichtigungs- und ergänzungsbedürktig eine

wichtige Grundlage bilden . . . . ein Vorzug des

Werkes, dem man die weiteste Verbreitung
wünschen möchte, ist eine sachliche und doch
kesselnde Darstellung —- selbst Statistisches ver-

liert unter Grothes Händen seine Schrecken.
Nicht minder wohltuend ist die typographische
Ausstattung des Buches, das mit Rücksicht auk
die Atlasbeilage als ungewöhnlich preiswert be-
zeichnet werden mus.

Die Deutsche Tageszeitung meint:

Jeder, der sich kür die Geschichte der deutschen
Nation and des deutschen Volkstums interessiert,
wird dieses Werk gern zur Hand nehmen.

«

Der Ptälzische Kurier weist darauf
h i n : Das Buch gibt wertvolle Fingerzeige tür

eine nationale Arbeit im Auslandsdeutschtum,dazu
eine Übersicht über die Verhältnisse der Siedlungs-

«

gebiete in Uberseeländerm aus der zu erkennen
ist, wohin der deutsche Auswandererstrom in
Zukunft geleitet werden soll.

Die Frager Presse mahnt: Für dieses

gediegene Buch müssen sich auch nichtdeut-
sehe Politiker, Volkswirtschaktler und Völker-

psychologen interessieren, denn Tatsache bleibt,
das gerade der Deutsche im Auslande mit
besonderer Betonung an dem Staatsleben des
Gastvolks teilnimmt. . . . Wer sich der Tatsache
bewuüt wird, wie beschwerlich auch bei der besten

Organisation der Auslaudsinstitute die Sammlung
der Materialien und Daten über junge und alte

Bmigrationen ist, wird der vom Verfasser mit
Liebe geleisteten Arbeit ein tachliches Lob zollen-

sonderprospelcte verlangen , Zu beziehen durch jede Buchhandlung oder direkt:

Zentralverlag G. m. II., Berlin W Js, Potsdamer str. 41
Fernsprecherz B l Karfiirst er 2881 X Posteehecklcontos Berlin Nr. 78995



Der Heimatvienst

Essen. Von Heinrich Im-
busch. 35 S. Berlagdes
Gewerkvereins christlicher
Bergarbeiter Deutschlands,
Essen.

Für Freiheit, Gerechtig-
keit und Fortschritt. Vor-

trag, gehalten am 10.
fFa-nuar 1932 in Essen. on

einrich meusch. 32 ·S.
erlag des Gewerkvereins

christlicher Bergarbetter
Deutschlands, Essen.
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Die Firma »Der Kunst-

Patsich entschlossen, auch
ü unsere Leser »

Rabatt zu gewähren. Die

Firma verschickt vornehme
deutsche Kunst nach allen

Plätzen der Welt. Sie
zählt bereits heute über
10 000 Kunden und hat
viele hundert Anerken-
nun sschreiben vorliegen.
Es ollte deshalb niemand

versäumen, die Photo-

RaphischenAbbildungen
r. 110 zu verlan en. Auf

Wunsch erfolgt au kosten-
lose und unverbindliche
Ansichtssendung.

SlTTS
nehmen sie bei Ihren

Büchereingang

Die Jugendherberge.
Sammelband der Zeit-
schrift sur Jugendherbergen

und Jugendtvandern.
12. Jahrgang 1931. Her-
ausgegeben vom Reichs-
verband für Deutsche

Zugendherberen. 159 S.
reis: 2 R .

Sturm iilser Deutschland.
Von Dr. Eugen Schiffer.
357«S. Preis: geb. 5,80
ReichsmarL Verlag Otto
Liebmann, Berlin 1932.

Verstaatlichung des Bergs kreis« G. m. b. ., Ber- Antrage-n nnd Bestel-
baues. Vortrag, gehalten lin, Verkaufsste e der lnngen Bezug sut den
am 7. Februar 1932 in deutschen Malergilde e.V., »Heimatdienst"

Heimetdienst - Abonnesnent

billiger
Die Zeitschrift »Heimntdienst«, herausgegeben von der R e i o h s z e n t r a l e

fü r II e i m e t il i e n s t, erscheint vom l. Januar 1932 ab im gleichen Umfange-
sweimal monntlich zum verbilligten Bezugspreis von

III S-ZC Isllkllcll
(bei Liefernng unter Krenzbancl RM 1.20 Porto), M 3.25 halt-jährlich (2uzügl.
RM 0.60 Portospesen bei Lieferung unter Kreuzbend).

Etatetpkels Cer- lleltnamteatidin 30 Pfg.

Ilentlinien

cler Ieichszentrale fiir fleitnatelienst
Bezngspreis der in zwengloser Folge erscheinenden Nummern ab l. Jen. 1932

RM 2.00 jähkllclh Einzelpreis je nach Umfang-

Wir versenden Probenurnrnern kostenlos und bitten

die Freunde unserer Zeitschrift urn Angabe von

Adresse-n von Interessenten des ,,Heirnatdienstes"

zentraluerleg 6.rn. b.tl. o Berlin W 35

Der SIIDssSIbsIbilKIOk ist der richtige

semineleinband siik m

..l-leisnatdienst«
silliger als entbindet-l

Der ganze Jahrgang mit seinem wertvollen Material

in einem schönen Einhand mit Titeldruok,
in Goldprägung
durch einen stahlstab ohne Durchlochung
fest, ordentlich und zweckmälzig
aufgehoben

bei spesenfreier Zusendung und bei Voraus-
zahlung auf Postscheckkonto Berlin 78995

Bestellen sie sofort-

2 ElNBANDDEcKEN

falls sie den laufenden Jahrgang nicht
schon im stah-selbstbinder ordneten; damit
sie den nun abgelaufenen und den kommen-
den Jahrgang als Buch in lhre Bibliothek ein-

reihen u. kein Einzelheft mehrverlieren können

zentrelverleg e.m.s.-.serlintiiss
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»
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adel- allekbilllgste Preises
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Malerei Werkstätten Woldt
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Der Oeimatdiensi

bin ich in kurzer Zeit 20 Pfei.
leichter geworden durch ein
eint. Mittel, welches ich

jedem gern kostenlos rnit-

teile. Frau Karls Mast,
Bremen 107 B.

namhafter Maler, konkurrenzlos billig
von Mk. 25.- nn. 8 Tage Zur Ansicht
Über roooo zukriedene Kunden. Für Mitglieder
r ooxzod. Zahlunsserleichterung ohne Preisaufschl ag
bis 12 Monate. Besiehtigen sie unverbindlich
unsere Ausstellung oder verlangen sie photo-
graphische Abbildungen Nr. Iro.

Versand nach allen Plätzen Deutschlands

»des- lmnstsereisss c. m. b. l-l.
Verkantsstelle d. Deutschen Maler-Gilde e.V.

Berlin c25, Katze stratze I7, hinter dem Lehrer-
vereinshaus. Gesehäftszeit 9—7. Tel. Kupfergr.4o48

Marte: Tinan Her Ritter

IDIICIIIIlclIIlIlls
zuckergesiilzt, 10 Ptd. Eimer

M. 3,20 ab hier, Nachnahme.

Viele tausende NachbestelL
Otto Zither-, Pilautn eisums-

SlE SPAREN GELDl
fahrlhschköienLThiiy ist-.

Vorn Erzeuger direkt en Verbraucher,
daher enorm billigt

lit. ANIll6810kkII
blau Wolllcammgarn mir. a RM 6,80 u. 9,80
grau (Pfeffer u. salz) mtr. å RM 10,80

)
«

Umlelike-r
Zorn-l
(-««s»Mir

Tr-
Unverbindllohe Mustersendung

SERAER TEXTILFABRlKATlON S.m.b.l-l.
SERA, Postfach 18.

- - , Jllustrierte Zeitschrift sür
Mariae und ·Seewesen.

le Reichhaltige interessante

Monatsxchxigtfur alle

Freundeder Marine und der deutschen See· eltung. Wer si u »er die, deutsche
eichsmarcne, Eintritt, Ausbildung usw. in ormieren«will,»weruber die Iang-

keit unserer blauen Jungen, ihre Fahrte1, ihre Erlebnissenaheres wissen möchte,
wer Freude und Interesse an dem schönen feemanmschen Beruf hat, sende
Mk.1.50 in Briefmarten an den unterzeichneten Verlag oder»auf Pestschcckkonto
Wurme-Verlag Ernst Rubicn Berlin Nr. 1079Q0. Dajur erhalr man ein

Vierteljahr lang die Zeitschrift »Die Reichsmarine«mit» dem- Sondcrdruck
»Ich möchte gern zur See fahren-J der alle nabcren Angaben uher die Emstellung

bei der Reichsmarme und Handels-warme enthalt.

Verlag »Die Reichsmarine", Berlin-Lichterselde.

Ohne Diät
"

Lichtbi Id Vorträge
Bildbänder

zum GedächtnisGrolierMänner
Wilhelm Busch
llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll

zum 100. Geburtstag
50 Bilder mit Text

L 2496 Glaslichtbild . 60,00 Mk.

Lf 2496 Bildband . . . 5,50 Mk.

« JOSef Hö ycln
llllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllllll

Zum 200. Geburtstag

50 Bilder mit Text

L 2499 Glaslichtbild . 60,00 Mk.

Lf 2499 Bildband

Deutscher Lichtbildsdienst ci. m. b. K-
Besslln W 35 Potedsmess sit-. 41

5,50 Mk.

lE

Verantwortlich für den redaktionellen Teil gemäß Pressegesetz: R o b ert B r e u e r , Berlin-Wilmer5dorf. — Für den Unzeigenteil: H u g o W e i ß e , BerlinkNeuköllir.
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Ein wertvolles Lieschen-teuern-
Der Erste im Krieg.
Der Erste im Frieden,
Der Erste Iim Herzen des Deutschen

Volkesl

Ell-FTHE-MS
Uber 180 ausgewählte Bilder aus dem

Leben des Reichspräsidenten und
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Reichs-Regierung
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